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1 Vorwort 

Bereits vor 40 Jahren formulierten die G7-Staaten, dass ein Ausstieg aus den fossilen Energien 
existenziell sei für das Überleben von vielen Organismen und Menschen auf der Erde. 
Inzwischen bleiben uns nur noch zwei Jahrzehnte, vor allem unsere Energieversorgung voll-
ständig auf erneuerbare Energien umzustellen, um die Klimaschutzziele von Paris zu er-
reichen. Je weniger wir an Energie benötigen und je effizienter wir damit umgehen, desto 
eher wird uns dies gelingen. Damit das geschieht, müssen insbesondere die ökonomischen 
Rahmenbedingungen des Energiemarktes von der Politik geändert werden. 
 
Ein „Weiter so“ kann es spätestens seit der „Fridays for Future“-Bewegung (FFF) nicht mehr 
geben. Die hinter der Bewegung stehenden Schüler, Studenten, Eltern, Großeltern und 
Wissenschaftler fordern zurecht ein schnelles Handeln. Sie fordern die Einführung einer 
sofortigen „evidenzbasierten Medizin“ zur Eindämmung des menschengemachten Klima-
wandels, die auf den Erkenntnissen und Empfehlungen der Wissenschaft beruht.  
 
Energiewissenschaftler, zahlreiche Ökonomen und alle die Bundesregierung beratenden 
Gremien sehen die CO2-Bepreisung bei richtiger Ausgestaltung als ein solches „wirksames 
Medikament“. Lösungsansätze und Vorschläge liegen auf dem Tisch und sind ausreichend 
dokumentiert, um zu handeln. Ein ambitioniertes Klimaschutzgesetz mit einer wirksamen 
CO2-Bepreisung wird daher noch in diesem Jahr kommen müssen. 
 
Das Zeitfenster ist jetzt da, um eine CO2-Bepreisung politisch in Deutschland und vielen 
benachbarten Ländern durchzusetzen. Ökonomen wie Oliver Richters und Andreas Siemoneit 
machen in ihrem Entwurf einer freiheitlichen, gerechten und nachhaltigen Utopie deutlich, 
dass ökonomische Instrumente, die eine Begrenzung von Ressourcen oder Schadstoffen über 
den Preis oder über Zertifikate erreichen, eine wesentliche Grundlage sind, um die 
Marktwirtschaft der Industrienationen zu „reparieren“ und weitere ökologisch irreparable 
Schäden zu vermeiden. Sie fordern den Energie- und Ressourcenverbrauch auf ein 
nachhaltiges Maß zu begrenzen, um die Fehlanreize zu immer mehr klimaschädlichem 
Wachstum zu korrigieren. 
 
Die öffentliche Debatte über CO2-Preise blickt zurzeit vor allem auf die privaten Haushalte. 
Diese können jedoch nur etwa 21 Prozent der energiebedingten Treibhausgasemissionen 
beeinflussen. Der Hinweis darauf, dass mit einem CO2-Preisaufschlag einhergehende höhere 
Diesel- und Benzinpreise Besserverdienende kaum am Autofahren oder Fliegen hindern wird, 
zieht als Kritik gegen eine CO2-Preisreform nicht. Es geht im Kern darum, klimaschädliche 
Fehlanreize bestehender Steuern und Umlagen auf Energie durch ökonomische Anreize für 
Investitionen in mehr Klimaschutz und klimafreundlicheres Verhalten zu ersetzen. Dieses 
Vorgehen würde vor allem Unternehmen dazu bringen, in Effizienz und Erneuerbare zu 
investieren und klimafreundliche Produkte anzubieten. (Öffentliche) Investitionen in eine 
klimafreundlichere Infrastruktur würden ebenfalls ökonomisch erleichtert. Alles dies sind 
wichtige Voraussetzungen für alle Haushalte, sich klimafreundlicher verhalten zu können. 
Soziale Härten müssen durch gezielte Maßnahmen für einkommensschwache Haushalte 
vermieden werden müssen. 
 
Mit dem nachstehenden Vergleich der verschiedenen Varianten einer CO2-Bepreisung über 
den bestehenden Europäischen Emissionshandel hinaus wollen wir einen Beitrag dazu 
leisten, die aktuelle Debatte auf die wesentlichen Punkte einer wirksamen, 
aufkommensneutralen und sozial gerechten CO2-Bepreisung zu konzentrieren. 
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2 Zusammenfassung 

In der aktuellen Diskussion zur Bekämpfung des Klimawandels droht, unter dem Begriff „CO2-
Steuer“ eine Neuausrichtung der bisherigen Steuern und Umlagen auf Energie am 
Klimaschutz gegen ein mengenbasiertes Instrument der CO2-Bepreisung wie dem 
Europäischen Emissionshandel (ETS) ausgespielt zu werden. Damit werden jedoch falsche 
Fronten aufgebaut. Eine Ertüchtigung des ETS (Basis: CO2-Mindestpreis) und eine Reform 
der Steuern und Umlagen auf Energie auf der Basis eines CO2-Preises stellen keinen 
Widerspruch dar, sondern sind beides notwendige Bestandteile wirksamer internationaler 
Klimaschutzstrategien.  
 
Die Ausgangsbedingungen und wesentlichen Eckpunkte der gegenwärtigen Diskussion um 
eine angemessene und wirksame CO2-Bepreisung sind folgende: 
 

1. Eine CO2-Bepreisung sollte das Ziel verfolgen klimaschädliche Fehlanreize 

bestehender Steuern und Umlagen durch wirksame ökonomische Anreize für 

Investitionen in mehr Klimaschutz und klimafreundlicheres Verhalten zu ersetzen. 

2. Im Rahmen der internationalen Politik geht es im Kern darum, möglichst viele 

Nationen so schnell wie möglich dazu zu bewegen, ihre staatlich veranlassten Preis-

bestandteile auf Energie so zu reformieren, dass eine substantielle Reduktion von 

THG-Emissionen in der vom Pariser Klimaschutzziel vorgegebenen Zeit sicher-

gestellt sind.   

3. Die am Klimaschutz auszurichtende Anpassung der Höhe von staatlich veranlassten 

Energiepreisbestandteilen muss derart erfolgen, dass sowohl unzumutbare soziale 

Härten für betroffene private Haushalte als auch Wettbewerbsverzerrungen für im 

internationalen Wettbewerb stehende Industriebranchen vermieden werden. 

4. Sowohl (mengenbasierte) Emissionshandelssysteme als (preisbasierte) Be-

steuerungssysteme werden in zahlreichen Ländern und Ländergruppen bereits 

praktiziert. Vor- und Nachteile, Stärken und Schwächen beider Systeme in der Praxis 

sind hinreichend bekannt und Fehlentwicklungen können bei einer klugen Weiter-

entwicklung und ggf. einer Kombination weitgehend vermieden werden. 

5. Deutschland ist für 25 Prozent aller Treibhausgasemissionen in Europa verant-

wortlich und ist damit ein entscheidender Akteur und Signalgeber für den Klima-

schutz in Europa. Die Hälfte der Emissionen in Deutschland werden im Emissions-

handel erfasst; davon stammen 70 Prozent aus den großen Anlagen zur Strom-

erzeugung. Die bestehende Energiebesteuerung (Strom- und Energiesteuer) im 

Nicht-ETS-Bereich, dient derzeit überwiegend der Finanzierung öffentlicher 

Aufgaben (z.B. Verkehrsinfrastruktur), sie hat keine klimarelevante Wirkung. 

6. Für eine Reform der Steuern und Umlagen auf Energie liegen zahlreiche belastbare 

Analysen mit konkreten Handlungsempfehlungen an die Politik vor. Eine solche 

CO2-Preis orientierte Reform kann durch Anpassung der bestehenden Verbrauchs-

steuersätze auf fossile Energieträger wie Kohle, Erdgas und Erdöl im bestehenden 

Energiesteuerrecht sehr schnell umgesetzt werden. 

7. Die europaweite oder nationale Ausweitung des ETS auf die bisher nicht erfassten 

Sektoren Wärme (überwiegend Gebäude) und Verkehr wird ebenfalls diskutiert. 

Vorschläge dazu sind bisher jedoch wenig konkret. Die zentralen europäischen 

Vorgaben zum bestehenden ETS sind gerade erst nach langjährigen Diskussionen 

reformiert worden; Analysen für die Wechselwirkungen bei einer Ausweitung 

liegen nicht vor; das entscheidene Kriterium einer raschen Umsetzung ist daher 

nicht erfüllbar. 

 
Das vorliegende Arbeitspapier vergleicht fünf grundlegende Ansätze einer CO2-Bepreisung 
hinsichtlich ihrer Unterschiede (Höhe des Einstiegspreises, Anstiegspfad, Aufkommen und 
Einkommensverwendung) und bewertet sie auf ihre Lenkungs- und Verteilungswirkungen hin 
sowie ihrem Minder- oder Mehraufwand an Bürokratie und ihrer Akzeptanz. Mit diesem 
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Vergleich wollen wir einen Beitrag dazu leisten, die aktuelle Debatte auf die wesentlichen 
Punkte einer wirksamen, aufkommensneutralen und sozial gerechten CO2-Bepreisung zu 
konzentrieren. 
 
 
Die wesentlichen Ergebnisse dieses Vergleichs sind: 
 

1. Eine europaweite, multinationale oder nationale Ausweitung des Emissionshandels 

auf die Sektoren „Wärme“ und „Verkehr“ (Variante A) ist keine in der notwendigen 

kurzen Zeitspanne umsetzbare realistische Option. Wesentliche Gründe sind die 

langen Vorlaufzeiten für die notwendigen Entscheidungen in der EU, zahlreiche 

ungeklärte Detailfragen zu den Wechselwirkungen zwischen den Sektoren, zu 

denen bisher keine konkreten Ausgestaltungsvorschläge vorliegen und die 

ungeklärte Frage, welche Wirkung die durch einen Emissionshandel induzierten 

Preissignale bei Millionen von Endverbrauchern letzlich bewirken. 

2. Die größte und am schnellsten zu realisierende Emissionsminderung ist in Deutsch-

land bei der Stromerzeugung erreichbar. Ein CO2-Mindestpreis in Kombination mit 

dem bestehenden Emissionshandel von anfänglich 40 Euro pro Tonne CO2-

Äquivalent (Variante B) auf fossile Energieträger zur Stromerzeugung kann den 

Kohleausstieg beschleunigen und damit zu einem schnellen Erfolg bei der 

Minderung von Treibhausgasen führen. Dies könnte auch die Akzeptanz einer 

allgemeinen CO2-Bepreisung erhöhen. Das anfängliche Aufkommen in Höhe von 17 

Mrd. Euro pro Jahr kann zur Senkung der EEG-Umlage oder der Stromsteuer 

und/oder zur Finanzierung emissionsarmer Technologien in der 

Grundstoffindustrie eingesetzt werden. Zu Teilen kann es auch dem bereits 

bestehenden EKF zugeführt werden (derzeit 2,5 Mrd. Euro pro Jahr). 

3. Ein unveränderter Emissionshandel mit den derzeitigen CO2-Preisen (um 25 Euro je 

Tonne) und deutlich höhere CO2-Preise im Nicht-Emissionshandel (Wärme- und 

Verkehrsbereich) führen zu Verzerrungen im Energiemarkt (Variante C (40 Euro je 

Tonne); Variante D (80 Euro je Tonne). Beispiele sind Fernwärme aus Kohle 

gegenüber Erdgaseinzelheizungen oder Erdgaseinzelheizungen gegenüber 

elektrischen Strom für Wärmepumpen aus Kohlekraftwerken. Bei Variante C ist das 

mobilisierte Aufkommen mit rund 13,5 Mrd. Euro pro Jahr relativ gering, was 

Rückzahlungsmöglichkeiten (Stromsteuer; Pro-Kopf-Pauschale) einschränkt und die 

Lenkungswirkung begrenzt. Variante D (Einstieg mit 80 Euro je Tonne) mit hohem 

Anfangsaufkommen (27 Mrd. Euro pro Jahr) führt zu keiner Entlastung des durch-

schnittlichen Haushalts und erfordert daher eine sorgfältige Gestaltung von Rück-

zahlungsoptionen an einkommensschwache Haushalte. 

4. Gleiche Einstiegspreise für CO2 über alle Sektoren (beim Emissionshandel mit CO2-

Mindestpreis) in Höhe von 40 Euro je Tonne mobilisieren anfänglich das größte 

Aufkommen mit rund 30 Mrd. Euro pro Jahr (Variante E). Bei der Mittelverwendung 

bietet sich prioritär die Gegenfinanzierung von EEG-Umlage, KWKG-Umlage und 

den Energiesteuern auf Brennstoffe (Wärme) an (auch Variante D), da diese neben 

positiven Verteilungswirkungen bei vielen Unternehmen und vor allem 

einkommensschwachen Haushalten infolge der Strompreisabsenkung zusätzlich 

verstärkt Fehlanreize korrigiert, den effizienten Einsatz erneuerbaren Stroms bei 

Wärme und Verkehr gegenüber fossilen Heiz- oder Kraftstoffen fördert 

(Sektorenkopplung) und am stärksten zum Bürokratieabbau beitragen kann.  

5. Die Verteilungswirkungen bei der Rückvergütung über Senkung des Strompreises 

(Variante E: Gegenfinanzierung EEG-, KWK-G-Umlage, ggf. Stromsteuer) und Rück-

vergütung über Pro-Kopfpauschale und Stromsteuersenkung (Variante C) sind an-

fänglich vergleichbar. Einkommensschwache Haushalte werden durchschnittlich 

entlastet, einkommensstarke Haushalte durchschnittlich belastet (Variante C, E). 

Variante E setzt jedoch wesentlich früher Anreize für CO2-mindernde Maßnahmen 
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als Variante C, die erst ab 2030 Anreize bietet, weil in Variante C die Kosten für die 

CO2-Bepreisung durch die Kopf-Pauschale überkompensiert wird. Die Pro-Kopfpau-

schale schafft zudem mehr Bürokratie. Ihre rechtliche Umsetzbarkeit ist unsicher. 

 
Aus den Ergebnissen des Vergleichs lassen sich folgende Schlussfolgerungen ziehen: 
 

1. Ohne die Einbeziehung des Emissionshanels in ein wirksames System der CO2-

Bepreisung mittels CO2-Mindestpreis kann Deutschland seine Klimaschutzziele und 

seinen Beitrag zum Erreichen der europäischen und weltweiten Klimaschutzziele 

nicht einlösen. Die so schnell wie mögliche Einbindung möglichst vieler Nationen, 

ihre staatlich veranlassten Preisbestandteile auf Energie orientiert an einem CO2-

Preis zu reformieren, ist wünschenwert, aber keine Voraussetzung für ein Handeln 

der Bundesregierung.  

2. Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Sektoren Strom, Wärme und Verkehr 

können mit einer am Klimaschutz ausgerichteten Angleichung der Höhe der 

staatlich veranlassten Energiepreisbestandteile abgebaut werden. Voraussetzung 

ist dafür ein einheitlicher CO2-Preis über alle Sektoren. 

3. Je höher das anfängliche finanzielle Aufkommen aus einer CO2-Bepreisung ist, umso 

größer ist die potentielle Lenkungswirkung des Instruments. Der (vorzugebende) 

Anstieg des CO2-Preises ist ebenfalls ein wichtiger Indikator für die Lenkungs-

wirkung. 

4. Bei treibhausgasintensiven Industriebranchen gilt es, Ausnahmen, wie z.B. der 

„Besonderen Ausgleichsregelung“ im EEG durch Anreize zu Investitionen in 

emissionsärmere Produktionsverfahren zu ersetzen (Wirtschaftspolitik). 

5. Einnahmeverwendung und Begleitmaßnahmen einer CO2-Bepreisung entscheiden 

über die Sozialverträglichkeit, den Mehr- oder Minderaufwand an Bürokratie und 

die Akzeptanz geänderter Steuersätze auf fossile Energieträger wie Kohle, Erdgas 

und Erdöl. Berechtigten Härtefällen, wie z.B. der in ländlichen Gebieten in der 

schlecht gedämmten Wohnung lebenden und pendelnden Pflegekraft, kann die 

Politik durch gezielte Entlastung begegnen (Sozialpolitik). 

6. Eine CO2-Preis orientierte Reform kann durch Anpassung der bestehenden 

Verbrauchssteuersätze auf fossile Energieträger wie Kohle, Erdgas und Erdöl im 

bestehenden Energiesteuerrecht umgesetzt werden. Die Einführung einer neuen 

Steuer ist dazu nicht erforderlich. Auch die (nationale) Einführung eines CO2-

Mindestpreises im Emissionshandel kann rasch erfolgen. Ein wirksamer Klimaschutz 

auf der Basis der Variante E (oder der Varianten B plus C) kann daher prinzipiell im 

Klimaschutzgesetz der Bundesregierung vereinbart und zum 1.1.2020 umgesetzt 

werden. 

7. Eine CO2-Preis orientierte Energiepreisreform ist als ökonomische Grundlage ein 

zentraler und notwendiger Baustein einer erfolgreichen Klimaschutzstrategie. Sie 

muss jedoch, differenziert nach Sektoren, durch weitere Maßnahmen flankiert 

werden. 
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Tabelle 1 Zusammenfassende Übersicht über die grundlegende CO2-Bepreisungsvarianten mit einer 

qualitativen Bewertung 

 

 

  

Variante A Variante B Variante  C Variante D Variante E

Betroffene Sektoren und 

Verbrauchsbereiche

Ausweitung ETS auf 

Wärme & Verkehr

Mindestpreis auf 

Stromerzeugung und 

Industrie (ETS)

Wärme und Verkehr 

(Non-ETS)

Wärme und Verkehr 

(Non-ETS)

Alle Sektoren 

(ETS, Non-ETS)

Steuer(ungs)art  - (Mengensteuerung)

Verbrauchssteuersätze auf 

fossile Energieträger bei 

der Stromerzeugung

Verbrauchssteuersätze auf 

fossile Energieträger

Verbrauchssteuersätze auf 

fossile Energieträger

Einheitliche am 

Treibhausgaspotential 

ausgerichtete 

Verbrauchssteuersätze auf 

fossile Energieträger

Höhe anfänglicher 

Steuersatz
 - (Mengensteuerung) 40 € / Tonne 40 € / Tonne 80 € / Tonne 40 € / Tonne

Anstiegspfad  - (Mengensteuerung) 5 € pro Tonne und Jahr 5 € pro Tonne und Jahr 5 € pro Tonne und Jahr 5 € pro Tonne und Jahr

Ausnahmen 

(EEG, Stromsteuer etc.)
wie bisher wie bisher wie bisher wie bisher keine

ETS-konform?
ja, tatsächliche ETS-

Kosten werden erstattet
- -

ja, tatsächliche ETS-

Kosten werden erstattet

Einnahmeverwendung ?

Finanzierung 

emissionsärmerer 

Technologien in der 

Grundstoffindustrie, Senkung 

EEG-Umlage, EKF

Gegenfinanzierung 

Stromsteuer, 

Klimaprämie pro Kopf

Gegenfinanzierung EEG-, 

KWKG-Umlage, 

Heizsteuern

Gegenfinanzierung 

Stromsteuer, EEG-, KWKG-

Umlage, Heizsteuern

Entlastung / Finanzierung 

emissionsärmerer Technologien 

Grundstoffindustrie

ja ja - -
Grenzsteuerausgleich, 

Konsumabgabe oder Soli

Verwendung fiskalischer 

Mehreinnahmen
k.A.

Finanzierung 

emissionsärmerer 

Technologien in der 

Grundstoffindustrie, Senkung 

EEG-Umlage, EKF

k.A. k.A.

ggf. zur Finanzierung 

emissionsärmerer 

Technologien der 

Grundstoffindustrie

Aufkommen

Aufkommensneutral k.A. ja ja ja

Ausgaben EKF (2018) 2,5 Mrd. € 2,5 Mrd. € - - 2,5 Mrd. €

Anfängliches Aufkommen 

bisheriger Steuern, 

Umlagen & ggf. EKF

- - 6,9 Mrd. € 28,5 Mrd. € 35,4 Mrd. €

Anfängliches Aufkommen 

CO2 Abgabe
??? 17 Mrd. € 13,4 Mrd. € 26,8 Mrd. € 30,4 Mrd. €

Bewertung

Planungssicherheit nein ja ja ja ja 

Fehlanreize bisheriger 

Steuern und Umlagen auf 

Energie werden korrigiert, 

Sektorkopplung 

begünstigt

? ++ + +++ +++

Sozialverträglichkeit k.A. + + +++

Bürokratieabbau nein + + ++ +++

Reboundeffekt 

(Einkommenseffekt)
- nein möglich nein nein

Lenkungswirkung entsprechend dem Cap ++ + ++ +++

Rechtliche Umsetzbarkeit ? sofort
Rückzahlungsmechanismus 

ist zu klären
sofort sofort

Akzeptanz ? ++ ++ + ++
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3 Einführung 

Die Idee hinter einer CO2-Bepreisung ist einfach: Wer fossile Energien teurer macht, der sorgt 
dafür, dass ihr Verbrauch unattraktiver wird, gleichzeitig klimaschonende Technologien und 
Verhaltensweisen wirtschaftlicher werden und somit der Ausstoß von Treibhausgasen (THG) 
zurückgeht. Eine CO2-Bepreisung ist nichts anderes als „Müllgebühren“ für den Ausstoß von 
Treibhausgasen (CO2e) 1 in die Atmosphäre. 
Deutschland ist für 25 Prozent aller THG in Europa verantwortlich und damit ein 
entscheidender Akteur für den Klimaschutz in Europa. Deutschland ist zudem wirtschaftlich 
stark genug, um Nebenwirkungen einer solchen CO2-Bepreisung aufzufangen und sozialen 
(Haushalte mit geringem Einkommen) und wirtschaftlichen Härten (Grundstoffindustrie) 
angemessen entgegen zu wirken. 
 
Eine CO2-Bepreisung sollte darüber hinaus das Ziel verfolgen klimaschädliche Fehlanreize 
bestehender Steuern- und Umlagen durch ökonomische Anreize für Investitionen in mehr 
Klimaschutz und klimafreundlicheres Verhalten zu ersetzen. 
 
In der aktuellen Diskussion droht jedoch , unter dem Begriff „CO2-Steuer“ die längst 
überfällige Neuausrichtung der bisherigen Steuern und Umlagen auf Energie am Klimaschutz 
gegen ein mengenbasiertes Instrument der CO2-Bepreisung wie dem Europäischen 
Emissionshandel (ETS) ausgespielt zu werden. Damit werden jedoch falsche Fronten 
aufgebaut. Eine Ertüchtigung des ETS (Basis: CO2-Mindestpreis) und eine Reform der Steuern 
und Umlagen auf Energie auf der Basis eines CO2-Preises stelle keinen Widerspruch da, beide 
sind notwendige Bestandteile internationaler Klimaschutzstrategien. In keinem der 
bisherigen Vorschläge geht es um eine neue Steuer.  
 
Ein gemeinsam abgestimmtes Vorgehen mit den Nachbarstaaten ist wünschenswert, aber 
keine zwingende Voraussetzung für eine CO2-Bepreisung, zumal viele Mitgliedsstaaten 
bereits über weiterführende Regelungen als Deutschland verfügen. Perspektivisch ist aber die 
Angleichung staatlich induzierter Preisbestandteile an den Energiekosten in der EU 
anzustreben (vgl. IWF 2019). Der Gewinn einer CO2-Bepreisung besteht in einem 
beschleunigten „ökologischen“ und sozialen Umbau der Industriegesellschaft, ohne den sie 
auf Dauer nicht überlebensfähig sein wird. 
 
Nahezu alle Expertengremien2, die die Bundesregierung beraten, sind sich einig, dass die 
Einführung eines einheitlichen Preises für den CO2-Ausstoß eine wichtige ökonomische 
Grundlage für mehr Klimaschutz und ein zentraler Baustein einer erfolgreichen 
Klimaschutzstrategie ist. 
 
Bisher fehlte es an einem transparenten Vergleich (co2abgabe2019b) der vorliegenden 
Vorschläge zur wirksamen Ausweitung einer CO2-Bepreisung über den ETS hinaus hinsichtlich 
Lenkungswirkung, Verteilungswirkung, Bürokratieaufwand und Akzeptanz. Das vorliegende 
Papier will dazu einen Beitrag liefern. Es vergleicht beispielhaft einige grundlegend 
verschiedene Varianten (A bis E) einer CO2-Bepreisung und stellt ihre Unterschiede 
hinsichtlich Ausgestaltung (Begleitmaßnahmen), Umfang und Wirkung dar, ohne sich im 
Detail der stetig wachsenden Anzahl mehr oder weniger konkreter Einzelvorschläge zu 
verlieren. 

                                                                 
1  CO₂-Äquivalente („carbon dioxide equivalent, CO₂e) sind eine Masseinheit zur Vereinheitlichung der 

Klimawirkung, das Treibhauspotential, der unterschiedlichen Treibhausgase (vgl. auch Kapitel 8 
Begriffsbestimmungen). 

2  z.B. Bundesrechnungshof, die Energiewende-Kommission der Bundesregierung , der Expertenkommission 
Forschung und Innovation EFI 2019:, der Sachverständigenrat für Wirtschaftsfragen („Wirtschaftsweisen“) 
ihrem Jahresgutachten 2018/2019 sowie die Expertenkommissionen für„Wachstum, Strukturwandel und 

Beschäftigung“ (Kohlekommission) oder die Verkehrskommission. Monitoring-Kommission „Energie der 
Zukunft“: Stellungnahme zum zweiten Fortschrittsbericht der Bundesregierung für das Berichtsjahr 2017. 
Berlin, Juni 2019 

 

https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/05/Skizze_Konzeptvergleich_CO2_Bepreisung.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/de/veroeffentlichungen/produkte/sonderberichte/energiewende
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/S-T/stellungnahme-der-expertenkommission-zum-sechsten-monitoring-bericht.pdf?__blob=publicationFile
https://www.e-fi.de/fileadmin/Gutachten_2019/EFI_Gutachten_2019.pdf
https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/publikationen/jahresgutachten/jahresgutachten-201819.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/A/abschlussbericht-kommission-wachstum-strukturwandel-und-beschaeftigung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/A/abschlussbericht-kommission-wachstum-strukturwandel-und-beschaeftigung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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3.1 Einnahmen über Mengen- (Zertifikate) oder Preissteuerung (Steuer)  

Eine CO2-Bepreisung als korrigierte Steuersätze auf fossile Energieträger (Steuerung über den 
Preis) oder über einen ETS (Steuerung über die Menge) sind unterschiedliche Mechanismen, 
um ein wirksames Preissignal zur Korrektur von Fehlsteuerungen im Energiemarkt erhalten. 
Entscheidend für einen kostengünstigen Klimaschutz ist nicht die Methode der Preisbildung, 
sondern eine klare Orientierung der Vorgaben am Pariser Klimaschutzziel und ein wirksamer 
CO2-Preis in allen Sektoren, auf den sich möglichst schnell viele Länder einigen. 
 

Sowohl ein Zertifikatehandel (Steuerung über die maximale Menge von Verschmutzungs-

rechten) wie auch eine Steuer (Steuerung/Lenkung über den Preis) können bei geeigneter 

Ausgestaltung eine effiziente ökonomische Grundlage für die Erreichung der Klimaschutz-

ziele sein. 

 

In den nächsten Jahren sind jedoch trotz Pariser Klimaabkommen keine an den Zielen 
ausgerichtete verbindliche Vereinbarungen z.B. der G20-Staaten (wie im Koalitionsvertrag 
vorgesehen) zu einheitlichen internationalen CO2-Preisen auf THG3, zu erwarten. 
Stattdessen werden wirksame Preise auf THG zunehmend durch nationale und multinationale 
Initiativen befördert, die die bisherigen Energiepreise in den Blick nehmen und Energie-
steuern am Klimaschutz durch das Besteuern von THG neu ausrichten und klimaschädliche 
Subventionen4 beenden. Die Direktorin des Internationalen Währungsfonds (IWF), Christine 
Lagarde, und der IWF-Direktor für Fiskalpolitik, Vitor Gaspar, sehen im Klimawandel „die 
große existenzielle Herausforderung unserer Zeit“ und einen "wachsenden Konsens", dass 
eine Besteuerung von THG unter den gegebenen Rahmenbedingungen das „effizienteste 
Instrument" sei, um den Verbrauch fossiler Energien sowie den damit verbundenen Ausstoß 
von CO2 noch rechtzeitig zu begrenzen (Lagarde/Gaspar 2019, Zeit, 4.5.2019). Sie berufen sich 
dabei auf ein Papier des IWF, welches Leitlinien für die Rolle und Gestaltung der Finanzpolitik 
bei der Umsetzung der von den Ländern im Rahmen des Pariser Abkommens 2015 
vorgelegten Strategien zur Bekämpfung des Klimawandels vorgibt (IWF 2019). 
 
Auch die Wirtschaftsweisen verweisen in ihrem Jahresgutachten 2018/2019 auf die von 
Cramton et al. 2017 herausgegebene Studie, die zum Ergebnis kommt, dass mengenbasierte 
Preisinstrumente, wie der ETS, trotz aller Hoffnungen, die man in sie gesetzt hat, wiederholt 
wenig wirksam sind. Mit preisbasierten Instrumenten (z.B. Steuern) dagegen liegen 
überwiegend gute Erfahrungen vor. 
 
Nationale Initiativen bieten den Vorteil, dass sich CO2-Preise an den nationalen 
Gegebenheiten ausrichten lassen. Die bislang siebzig Initiativen zu einer CO2-Bepreisung, sei 
es als Steuer oder Zertifikatehandel, sind nur ein erster Schritt zu einem wirksamen 
weltweiten Preis auf THG. Da 2018 weltweit erst etwa 20 Prozent der Emissionen mit einem 
CO2-Preis beaufschlagt waren, beträgt der weltweit durchschnittliche Preis auf THG weniger 
als zwei Euro pro Tonne, allerdings mit stark ansteigender Tendenz (WBG 2018). Es bleibt also 
noch viel zu tun. 
 

Im Rahmen der internationalen Politik geht es im Kern darum, möglichst viele Nationen so 

schnell wie möglich dazu zu bewegen, ihre staatlich veranlassten Preisbestandteile auf 

Energie orientiert an einem CO2-Preis zu reformieren. Mit einer am Klimaschutz aus-

gerichteten Angleichung der Höhe der staatlich veranlassten Energiepreisbestandteile 

werden Wettbewerbsverzerrungen abgebaut. 

 

                                                                 
 
4  Nach Schätzungen des IWF belaufen sich die globalen Subventionen für fossile Brennstoffe, die sich aus der 

Unterbewertung der Angebots- und Umweltkosten ergeben, auf 5,2 Billionen Dollar im Jahr 2017 oder 6,5 
Prozent des Welt-BIP (IWF 2019). 

https://blogs.imf.org/2019/05/03/getting-real-on-meeting-paris-climate-change-commitments/
https://www.zeit.de/wirtschaft/2019-05/klimaschutz-iwf-co2-steuer-kraftstoffe-pariser-klimaabkommen
https://www.imf.org/en/Publications/Policy-Papers/Issues/2019/05/01/Fiscal-Policies-for-Paris-Climate-Strategies-from-Principle-to-Practice-46826
https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/publikationen/jahresgutachten/jahresgutachten-201819.html
http://www.cramton.umd.edu/papers2015-2019/cramton-mackay-ockenfels-stoft-global-carbon-pricing.pdf
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/29687
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Die Liste der Institutionen, die sich deshalb inzwischen für eine CO2-Preis orientierte Reform 
der Steuern und Umlagen auf Energie aussprechen, wird von Woche zu Woche länger. Zuletzt 
waren es Verdi, der Arbeiterwohlfahrt AWO Bundesverband, der Deutsche Caritasverband 
sowie der Deutsche Mieterbund. Zuvor kamen sowohl aus der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD) wie auch der Deutschen Bischofskonferenz (DBK) starke Signale in diese 
Richtung. Jüngst hat sich auch die Expertenkommission zum Monitoring der Energiewende in 
Deutschland eindeutig für eine umfassende CO2-Bepreisung fossiler Energien ausgesprochen 
und vorgeschlagen, einen Großteil des Aufkommens zur Gegenfinanzierung von Umlagen und 
Steuern auf Strom zu verwenden: „Im Sinne eines politisch realisierbaren Konzepts empfiehlt 
die Expertenkommission zeitnah den aufkommensneutralen Ersatz der Umlagen auf 
Elektrizität durch einen CO2-bezogenen Zuschlag auf fossile Energieträger. Eine denkbare 
Ausgestaltung der Energiepreisreform ist der Wegfall der EEG- und KWKG-Umlage bei 
Refinanzierung durch einen CO2-bezogenen Steuerzuschlag auf fossile Energien“ (Monitoring 
2019 Punkt 67 auf Seite Z-25). 
 
Und auch in der Bevölkerung wächst die Zustimmung zu einer solchen Reform, wie eine 
repräsentative Umfrage von infratest dimap vom Juni 2019 zeigt, in der sich 62 Prozent der 
Befragten für eine solche Reform aussprechen. 
 

3.2 Verwendung der Einnahmen aus einer CO2-Bepreisung 

Mit den Einnahmen aus einer CO2-Bepreisung können Energiesteuern und Umlagen auf 
Energie verursachergerechter und sozialverträglicher gestaltet werden, als dies bei der 
jetzigen Abgabenstruktur der Fall ist. Dazu werden allgemein drei Möglichkeiten einer 
Verwendung der Einnahmen aus nationalen Abgaben auf THG (Erlöse aus Zertifikaten, CO2-, 
Klimaabgabe oder Steuer) diskutiert:  
 
Erhöhung des Steueraufkommens: z.B. um Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen, 
Bildung, Infrastrukturen oder Entlastungen der Sozialversicherungssysteme zu finanzieren. 
Der Nachteil dabei ist, dass diese Investitionen oder Entlastungen nicht von allen in gleichem 
Umfang genutzt werden und somit auch nicht allen Bürgern zugutekommen 
 
Rückverteilung an alle: z.B. als Pauschalbeträge pro Kopf an jeden Bürger in gleicher Höhe 
oder ggf. auch an Unternehmen. Wer wenig CO2 verbraucht, bekommt mehr Geld zurück, als 
er für seinen Energieverbrauch bezahlt hat. Wer viel verbraucht, wird für sein 
klimabelastendes Verhalten entsprechend „zur Kasse gebeten“. Diese Lösung scheint auf den 
ersten Blick politisch leichter vermittelbar zu sein, vergibt aber die Chance eines 
Bürokratieabbaus hinsichtlich bestehender Steuern, Umlagen und Ausnahmen. Eine derartige 
„Klimadividende“, „Energiegeld“ oder „Ökobonus“ wäre im Gegenteil selbst mit erhöhtem 
bürokratischem Aufwand verbunden und würde nicht zwingend von allen Nutznießern für die 
Energiewende und den Klimaschutz eingesetzt. Das Beispiel der Schweiz zeigt u.a., dass die 
vergleichsweise mit wenig Aufwand verbundene Entlastung und Wirkung über die 
Sozialversicherungsbeiträge für die Betroffenen kaum sichtbar wird, weil sie zwar in der 
jährlichen Aufstellung der Sozialkassen ausgewiesen, aber mit anderen Kostenpunkten 
verrechnet wird. Zudem führt eine Pro-Kopf-Pauschale zu geringeren Anreizen, einer 
späteren Lenkungswirkung (vgl. Kap. 5.5) und steht unter verfassungsrechtlichen Vorbehalten. 
 
Rückverteilung in Form der Gegenfinanzierung anderer Umlagen und Steuern: Dieses 
Vorgehen führt zu Abbau von Bürokratie (vgl. Kapitel 2.2 co2abgabe 2019 oder 
Untersteller2019) und einem kosteneffektiven Klimaschutz, da Strom insbesondere aus 
erneuerbaren Energien von Steuern und Umlagen entlastet wird. So kann der zunehmend aus 
erneuerbaren Quellen gewonnene Strom auch bei Wärme und Verkehr zum Erreichen der 
langfristigen Klimaziele beitragen (vgl. Kapitel 2.4 und Abb.2 co2abgabe 2019). Eine 
Entlastung der Stromkosten von Haushalten und nicht privilegierten Unternehmen durch 
Gegenfinanzierung z.B. der Stromsteuer, der EEG- und der KWKG-Umlage sowie der Heizöl- 
und Heizgassteuern durch eine CO2-Abgabe stellt ein sehr effektives Rückzahlungsverfahren 
dar. Statt der bisherigen Energiesteuern und -umlagen würde auf den Einkaufsrechnungen 
für die fossilen Energieträger Erdgas, Erdöl und Kohle nur noch eine einzige Abgabe (THG-

https://newsletter.ekd.de/online.php?u=phQbwKd2528
https://newsletter.ekd.de/online.php?u=phQbwKd2528
https://www.dbk-shop.de/media/files_public/pxrtsdfrwk/DBK_1248.pdf
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/E/ewk-stellungnahme.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/E/ewk-stellungnahme.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/06/dimap_Umfrage_CO2_Steuereform.pdf
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/01/Wirkungen_CO2_Abgabekonzept_2019_01_24.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Pressemitteilungen/2019/190131_EEG_Umlage.pdf
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/01/Wirkungen_CO2_Abgabekonzept_2019_01_24.pdf
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orientierter Steuersatz pro Energieträger) erscheinen. Viele Anträge auf Rückerstattungs-
ansprüche beim Zollamt aufgrund zahlreicher Ausnahmen im Energiesteuerrecht müssten 
nicht mehr gestellt werden. 
Die Reduzierung der Stromkosten führt gleichzeitig zu einer sozial gerechteren Verteilung von 
Energiekosten, da einkommensschwache Haushalte in den letzten Jahren insbesondere durch 
steigende Stromkosten stark belastet wurden. Von einer solchen aufkommensneutralen 
Neuausrichtung der Steuern und Umlagen profitieren daher die meisten privaten Haushalte 
und besonders Menschen mit geringem Einkommen (vgl. Kapitel 3.3 co2abgabe 2019). Auch 
mittelständische Unternehmen, die meist nicht privilegiert sind, hätten dadurch in der Regel 
Kostenvorteile.  
 
Die Auswirkungen vieler der vorliegenden Vorschläge auf Haushalte (Verteilungseffekte) 
lassen sich auf der Grundlage der statistischen Auswertungen der einkommensspezifischen 
Energieverbräuche privater Haushalte (Held 2019) berechnen. Dass eine CO2-Bepreisung in 
Deutschland sozialverträglich umgesetzt werden kann, belegt u.a. die Studie zu den 
Verteilungswirkungen eines CO2-Preises auf Haushalte und Pendelnde des CO2 Abgabe e.V. in 
Zusammenarbeit mit der Ludwig-Maximilians-Universität München (co2abgabe 2019) sowie 
eine Studie des DIW im Auftrag der Stiftung der IGBCEzur Bedeutung und Entwicklung der 
Kosten räumlicher Mobilität der privaten Haushalte bei ausgewählten verkehrspolitischen 
Instrumenten (DIW 2019). 

4 Anforderungen an eine CO2-Bepreisung 

Bei der CO2-Bepreisung (Preise auf THG) geht es um ein zusätzliches Preissignal, das die 
klimaschädlichen Wirkungen fossiler Energien sichtbar macht und damit Energiepreise 
verursachergerecht am Klimaschutz neu ausrichtet. 
Preise auf THG5 bieten jedem Haushalt und jedem Unternehmen eine solide ökonomische 
Grundlage, um verantwortungsvoll, effizient und praktikabel in Effizienztechnologien und 
erneuerbare Energien zu investieren. CO2-Preise sind ein notwendiges, jedoch kein hin-
reichendes Instrument für mehr Klimaschutz. Sie müssen wirksam und sozialverträglich um-
gesetzt werden und den internationalen Wettbewerb im Blick haben (co2abgabe 2019a). 
 

4.1 Wovon hängt die Wirksamkeit einer CO2-Bepreisung ab? 

Sinn eines ökonomischen Instrumentes wie der Bepreisung von THG wie dem CO2, ist es, die 
Vermeidungstechnologien nicht durch politisch vorgegebene Maßnahmen festzulegen, 
sondern unter Berücksichtigung bestehender Investitionszyklen durch die betroffenen 
Akteure vor Ort darüber entscheiden zu lassen, in welchem Bereich, wann und mit welcher 
Technologie THG eingespart werden. 
Die Lenkungswirksamkeit von Preisen auf THG hängt u.E. im Wesentlichen von folgenden 
Faktoren ab: 

1. Den THG-Vermeidungskosten einer entsprechenden Maßnahme zur Vermeidung 
von Emissionen. 

2. Der Höhe der damit in der Regel gleichzeitig vermiedenen Energiekosten. 
3. Der Bereitschaft und den Möglichkeiten einzelner Akteure im gewerblichen, 

öffentlichen und privaten Umfeld, in THG-Vermeidung zu investieren oder Treib-
hausgase einzusparen.  

4. Den bürokratischen Hemmnissen, die eine Investition in die Einsparung von THG 
oder den Ausbau erneuerbarer Energien unter Berücksichtigung der branchen-
spezifischen Investitionszyklen und Amortisationszeiten erschweren oder gar 
verhindern. 

In allen Verbrauchsbereichen (Gewerbe, Industrie und Grundstoffindustrie, Haushalte) und 
Sektoren (Strom, Wärme, Verkehr) gibt es Maßnahmen mit sehr unterschiedlichen CO2-Ver-
meidungskosten. In Deutschland gibt es Bereiche, wie z.B. die Stromerzeugung, bei der sich 
mit vergleichsweise geringen CO2-Preisen sehr große Mengen an THG einsparen lassen. In 
anderen Bereichen wie der Grundstoffindustrie oder im Verkehr führen erst relativ hohe CO2-
Preise (oder deren realistische Erwartung) zu Investitionen in emissionsarme oder 

                                                                 
5  Im Folgenden auch CO2-Preis genannt. 

https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/01/Wirkungen_CO2_Abgabekonzept_2019_01_24.pdf
https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2019/02/wista-022019.pdf
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/01/Wirkungen_CO2_Abgabekonzept_2019_01_24.pdf
https://www.arbeit-umwelt.de/wp-content/uploads/190705_Studie_CO2-SteuerVerkehr_DIW_StiftungIGBCE.pdf
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/01/Wirkungen_CO2_Abgabekonzept_2019_01_24.pdf
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emissionsfreie Produktionsverfahren oder durch erneuerbaren Strom erzeugte chemische 
Energiespeicher (Power to X) führen. Hier sind in vielen Fällen weitere Finanzierungs-
instrumente notwendig, die die spezifischen Investitionszyklen berücksichtigen. In anderen 
Bereichen werden einige Akteure durch alleinige ökonomische Anreize nicht oder nur in 
geringem Umfang bereit (wie z.B. dem auf fossilen Energieträger basierten motorisierten 
Individualverkehr) oder in der Lage sein (wie z.B. Mieter), Änderungen im Sinne des 
Klimaschutzes vorzunehmen. Dort sind weitere ordnungsrechtliche Maßnahmen und/oder 
weitere ökonomische Anreize erforderlich. 
 

4.2 Fehlanreize bisheriger Steuern und Umlagen auf Energie abbauen 

Die aktuelle Ausgestaltung der Steuern und Umlagen auf Energie in Deutschland setzt 
erhebliche Fehlanreize hinsichtlich Investitionen in kohlenstoffarme und -freie Infrastruktur, 
Technologien und Anlagen und einer effizienten Umsetzung der Klimaschutzziele.  
So ist zum Beispiel regenerativer Strom gegenüber fossilen Energieträgern im Wärme- und 
Verkehrsbereich sehr stark mit Steuern und Umlagen belastet. Haushalte und viele 
Unternehmen zahlen EEG-Umlage, Stromsteuer und KWKG-Umlage für jede Kilowattstunde 
(kWh), unabhängig davon, ob sie regenerativ oder fossil erzeugt wird. Regenerativ erzeugter 
Strom kann daher derzeit nur in sehr beschränktem Umfang im Wärme- und Verkehrsbereich 
eingesetzt werden (vgl. Abbildung 1). 

 

  
Abbildung 1 Bisherige „implizite CO2-Preis-Belastung“ der Energieträger mit Steuern, EEG-Umlage und 

KWK-G-Umlage für Haushalte (Berechnung Tabelle 8 im Anhang) 

 

Bei Strom und Wärme sind die Kosten für die Infrastruktur in den Energiekosten z.B. als 
Netzentgelte ausgewiesen. Beim Verkehr fließt die Kraftstoffsteuer dagegen in den 
allgemeinen Steuerhaushalt. Bei der notwendigen Transformation im Verkehrsbereich (u.a. 
Elektromobilität) nehmen die Einnahmen aus der Kraftstoffsteuer jedoch kontinuierlich ab. 
Eine Reform der Finanzierung der Infrastruktur im Verkehrssektor ist daher auf mittlere Sicht 
in jedem Fall unumgänglich. Vor diesem Hintergrund sind auch die relativ hohen impliziten 
CO2-Preise, die sich aus der Höhe der Kraftstoffsteuer ergeben (vgl. Abbildung 1) als Argument 
gegen eine THG-spezifische Besteuerung von Kraftstoffen nicht stichhaltig. Eine fahrleistungs- 
und THG-abhängige Pkw-Maut scheint mittelfristig hierfür eine sinnvolle am Klimaschutz 
orientierte Lösung zu einer nachhaltigen Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur zu sein.  
 
In allen Verbrauchsbereichen und Sektoren (Strom, Wärme, Verkehr, Gewerbe, Industrie und 
Grundstoffindustrie) gibt es Maßnahmen mit unterschiedlich hohen THG-Vermeidungs-
kosten. Ressourceneffiziente und weitgehend THG-neutrale moderne Energiekonzepte 
kennen ohnehin keine Bereichsgrenzen. Energetische Konzepte lassen sich wirtschaftlich nur 
vor dem Hintergrund eines gleichwertigen CO2-Einsparziels bewerten. Aus Gründen der 
vielen bereichsübergreifenden technischen Optionen (z.B. Wärmepumpe, Prozesswärme, 
Agrophotovoltaik, Blockheizkraftwerken, E-Mobilität und zukünftig Power to X) zur Ver-
meidung von THG befördert das Instrument der CO2-Bepreisung mit einem einheitlichen Preis 
über alle Sektoren zielgerichtet die Kopplung der Sektoren und ist damit zukunftsweisend.  
 
Kosteneffizienter Klimaschutz bedeutet zudem, auf dezentraler Ebene Erzeugung und 
Verbrauch so weit wie sinnvoll mit integrativen Konzepten (z.B. mit Wind, Wasserkraft, PV, 
Geothermie, Wärmespeicher, Quartierslösungen, Biogas, Schaltbare Lasten, BHKW, Netz-
ersatzanlagen, THG-Emission von Bauteilen u.v.m.) zu optimieren. Maßgebendes Kriterium 
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sollte dabei die Minderung von THG (CO2e) aller Maßnahmen sein. Mit einheitlichen CO2e-
Preisen in allen Bereichen wird der Fokus von Planern und Entscheidern auf CO2e gelenkt. 
Damit werden sinnvolle ökonomische und ökologische Entscheidungen im Sinne des Klima-
schutzes ermöglicht. Politische Festlegungen von unterschiedlichen CO2-Preisen in 
verschiedenen Bereichen oder Sektoren würden diese Entscheidungsprozesse verzerren und 
eine Technologieoffenheit eher verhindern als befördern (eZeit Ingenieure 2018). 
 
Sektorspezifische Preise führen dagegen zu Verzerrungen im Energiemarkt (vgl. Error! 
Reference source not found.). Die unterschiedliche Belastung verschiedener Energieträger 
mit solchen Preisbestandteile benachteiligt insbesondere Strom durch eine sehr hohe 
Belastung im Vergleich zu den jeweiligen spezifischen CO2-Emissionen. Je stärker der 
Strombedarf durch emissionsfreien Strom gedeckt wird, umso geringer fallen die CO2- 
Emissionen aus. 
 

 
Abbildung 2 Staatlich bestimmte Preisbestandteile auf Energie. Quellen: Größenordnungen Emissionen für 

Wärmeerzeugung [g/kWh] (DEPI 2018); Größenordnungen Emissionen Fahrzeuge [g/km] 

(BMU 2019b).  

 
 
Von großer Bedeutung für die Wirksamkeit eines einheitlichen Preises auf THG ist dagegen 
die Planbarkeit auf lange Sicht. Ein langfristig angelegter Anstiegspfad ist am besten geeignet, 
um erstens die Planbarkeit (unter Berücksichtigung von Instandhaltungs- und Investitions-
zyklen) und zweitens mittel- bis langfristig auch Investitionen in Maßnahmen mit höheren 
Vermeidungskosten zu gewährleisten. Mit derartigen klaren Vorgaben ist ein preisorien-
tiertes Instrument, nämlich eine CO2-Besteuerung, dem ETS eindeutig überlegen. Letzterer 
erlaubt keine Ausrichtung der Investitionsentscheidungen an den zu erwartenden 
Energiepreisen, die inhärent eingebaute Preisvolatilität in einem mengenbasierten 
Instrument ist eher ein Hemmnis für eine zügige Vermeidung von THG. Dies hat der ETS in der 
Vergangenheit zur Genüge gezeigt. 
 
In der Fachöffentlichkeit wird dazu seit Gründung des CO2 Abgabe e.V. im März 2017 wieder 
eine intensive Diskussion geführt. Mittlerweile liegen zahlreiche robuste Arbeiten mit klaren 
Handlungsempfehlungen an die Politik vor. Diese zeigen auf, dass eine CO2-orientierte 
Reform der staatlich veranlassten Preisbestandteile auf Energie unter Berücksichtigung von 
Verteilungseffekten und Lenkungswirkung für den Klimaschutz längst überfällig ist. Ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit sind im Folgenden einige der aktuelleren Publikationen zu 
konkreteren Vorschlägen einer Reform der Steuern und Umlagen auf Energie mit CO2-Preis 
aufgeführt: 

Agora Energiewende 2018: Eine Neuordnung der Abgaben und Umlagen auf Strom, Wärme, 

Verkehr. Optionen für eine aufkommensneutrale CO2-Bepreisung, Berlin 2018. 

CO2 Abgabe e.V. (2019) Energiesteuern klima- & sozialverträglich gestalten Wirkungen und 

Verteilungseffekte des CO2-Abgabekonzeptes auf Haushalte und Pendelnde, Freiburg, Berlin 

2019.  

Edenhofer & Flachsland 2018: Eckpunkte einer CO2-Preisreform für Deutschland. in MCC 

Working Paper No. 1, 03.12.2018 
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https://bbu.de/sites/default/files/publications/7rlsi81ci45ih36Do_BBU-Studie-FiN-Web.pdf
https://depv.de/assets/fd6abafe-6d1f-4805-a1e4-86ace2a4dc4d
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Verkehr/emob_klimabilanz_2017_bf.pdf
https://www.agora-energiewende.de/fileadmin2/Projekte/2017/Abgaben_Umlagen/147_Reformvorschlag_Umlagen-Steuern_WEB.pdf
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/01/Wirkungen_CO2_Abgabekonzept_2019_01_24.pdf
https://www.mcc-berlin.net/fileadmin/data/B2.3_Publications/Working%20Paper/2018_MCC_Working_Paper_1_CO2-Preisreform.pdf
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Umweltbundesamt 2018: Alternative Finanzierungsoptionen für erneuerbare Energien im 

Kontext des Klimaschutzes und ihrer zunehmenden Bedeutung über den Stromsektor hinaus. 

Climate Change | 20/2018 

Umweltbundesamt 2019: CO2-Bepreisung in Deutschland. Ein Überblick über die 

Handlungsoptionen und ihre Vor- und Nachteile. 

Untersteller 2019: Energiewende reloaded: Strompreise senken, CO2 einen Preis geben. 

Agora Energiewende 2019: 15 Eckpunkte für das Klimaschutzgesetz. 

R2b/VKU 2019: Studie Finanzierung der Energiewende – Reform der Entgelte- und 

Umlagesystematik im Auftrag des Verbands kommunaler Unternehmen e. V. (VKU) 

Energiewendekommission 2019: Stellungnahme zum zweiten Fortschrittsbericht der 

Bundesregierung für das Berichtsjahr 2017 - Expertenkommission zum Monitoring-Prozess 

„Energie der Zukunft“ 

VDMA 2019: Abstract „Aufkommensneutrale Umgestaltung der Energieträgerbelastung nach 

ihrer Klimaschädlichkeit“ 

Zu den Fürsprechern einer solchen Reform zählen u.a. die Innovationskommission (EFI), die 
Energiewendekommission, die Kohlekommission, das Land Schleswig-Holstein, der Minister 
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg Franz Untersteller, die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, das Umweltbundesamt, Ottmar Edenhofer (PIK/MCC), 
Christoph M. Schmidt (RWI/SVR), Agora Energiewende, das Forum Ökologisch-soziale 
Marktwirtschaft, Kommission für gesellschaftliche und soziale Fragen der Deutschen 
Bischofskonferenz, und zahlreiche Unternehmen wie z.B. Siemens, Metro, EnBW und viele 
andere Unternehmen).  
 
Für die Kommunikation und Akzeptanz einer solchen Reform kommt es darauf an, dass sie 
einerseits schnell und ausreichend Wirkung (Emissionsminderung entsprechend der 
Minderungsziele) erzeugt und andererseits zeitgleich mit begleitenden Maßnahmen 
wirtschaftliche und soziale Härten zuverlässig ausgleicht. Mit den bisherigen Förder- und 
Umlageinstrumente profitieren oft einkommensstarke Haushalte von der Energiewende. Vor 
allem Besserverdiener nutzen Ausnahmen und Fördermittel z.B. für Elektroautos, für 
Investitionen in erneuerbare Energien oder mehr Energieeffizienz. Eine CO2-Preis orientierte 
Energiesteuerreform z.B. zur Gegenfinanzierung der EEG-Umlage wäre demgegenüber der 
ökonomisch und sozial gerechterer Ansatz. Begünstig werden vor allem diejenigen, die heute 
schon wenig fossile Energien benötigen; ihr klimafreundliches Verhalten wird „belohnt“, ohne 
die Lenkungswirkung zu beeinträchtigen. 

4.3 Rechtliche Umsetzung einer Reform der Steuern und Umlagen 

Die Umsetzung wirksamer CO2-Preise in nationales Recht ist im Rahmen der bestehenden 
Gesetze, dem Energiesteuergesetz (EnergieStG) sowie dem Stromsteuergesetz (StromStG) 
möglich und bedarf keiner gänzlich neuen gesetzlichen Regelungen. Die im EnergieStG 
festgelegten Steuersätze (Verbrauchssteuern) auf fossile Energieträger wie z.B. Erdgas, Kohle 
und Erdöl, würden entsprechend ihrer THG-Emissionsfaktoren einem zu setzenden „CO2-
Preis“ angepasst. Der Anwendungsbereich des EnergieStG müsste auf zur Stromproduktion 
eingesetzte fossile Energieträger erweitert und die Besteuerung von Strom nach dem 
StromStG entsprechend auf das Mindestmaß (gemäß Energiesteuer-Richtlinie 2003/96/EG) 
herabgesenkt werden. Eine derartige Modifizierung könnte ohne jede Zeitverzögerung, also 
z.B. zum 1.1.2020, umgesetzt werden. Rechtliche Prüfungen liegen hierzu vor, z.B. W2K 2017, 
UBA 2017 Anhang 2. Angesichts der Dringlichkeit von wirksamen Klimaschutzmaßnahmen ist 
dies ein zentraler Vorteil einer nationalen CO2-Besteuerung. 
 
Im Rahmen des ETS ist auch ein nationaler CO2-Mindestpreis als Preisaufschlag im 
bestehenden Rechtsrahmen rasch umsetzbar, wie das Beispiel aus UK (Carbon Price Floor) 
zeigt. Die Einführung eines CO2-Mindestpreises im ETS in möglichst vielen europäischen 
Ländern ist daher ebenfalls eine gebotene Option. 
Dagegen ist eine generelle Anpassung des ETS-Cap an das Pariser-Klimaschutzziel – und gar 
eine generelle Ausweitung des gesamten ETS auf andere Sektoren - nicht zeitnah zu erfüllen.  
 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2018-07-17_climate-change_20-2018_alternative-finanzierungsoptionen-ee_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/factsheet_co2-bepreisung_in_deutschland_2019_07_03.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Pressemitteilungen/2019/190131_EEG_Umlage.pdf
https://www.agora-energiewende.de/fileadmin2/Projekte/2019/15_Eckpunkte_fuer_das_Klimaschutzgesetz/Agora_15_Eckpunkte_Klimaschutzgesetz_WEB.pdf
https://www.vku.de/finanzierung-der-energiewende/
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/E/ewk-stellungnahme.pdf
https://www.vdma.org/documents/105628/37145535/2019_07_05_VDMA%20Abstract%20zum%20FÖS%20Gutachten_Aufkommensneutrale%20Umgestaltung%20der%20Energieträgerbelastung%20nach%20ihrer%20Klimaschädlichkeit_1562571551307.pdf/5b5e36ca-9f34-0446-c1f9-0da63a50adf4
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Pressemitteilungen/2019/190131_EEG_Umlage.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Pressemitteilungen/2019/190131_EEG_Umlage.pdf
https://www.dbk-shop.de/media/files_public/ojfbxoofhew/DBK_1248.pdf
https://www.dbk-shop.de/media/files_public/ojfbxoofhew/DBK_1248.pdf
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2017/10/Machbarkeitsstudie-CO2-Abgabe-W2K-Oktober-2017.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1/publikationen/2017-01-11_cc_02-2017_strommarkt_endbericht.pdf
http://researchbriefings.files.parliament.uk/documents/SN05927/SN05927.pdf
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• Für eine Reform der Steuern und Umlagen auf Energie liegen zahlreiche belastbare 

Analysen mit klaren Handlungsempfehlungen an die Politik vor. Eine solche CO2-

Preis orientierte Reform kann durch Anpassung der bestehenden Verbrauchs-

steuersätze auf fossile Energieträger wie Kohle, Erdgas und Erdöl im bestehenden 

Energiesteuerrecht bereits zum 1.1.2020 umgesetzt werden. Die Einführung einer 

neuen Steuer ist dazu nicht erforderlich. 

• Unterschiedlich hohe CO2-Preise im Emissionshandel und Nicht-Emissionshandel 

(Wärme- und Verkehrsbereich) führen zu Verzerrungen im Energiemarkt. Beispiele 

sind z.B. die Fernwärme aus Kohle gegenüber z.B. Erdgaseinzelheizungen oder auch 

Erdgaseinzelheizungen gegenüber dem elektrischen Strom für Wärmepumpen aus 

Kohlekraftwerken (Varianten C und D).  

5 Vergleichsvarianten der CO2-Bepreisung 

Mehr oder weniger ausgearbeitete Konzepte zur CO2-Bepreisung über den bestehenden ETS 
hinaus liegen von verschiedenen Akteuren vor. Sie unterscheiden sich zum Teil sehr 
grundsätzlich und reichen von der Ausweitung des ETS auf europäischer Ebene auf die 
Bereiche Wärme und Verkehr über eine nationale ETS-Ausweitungslösung bis hin zu einer 
CO2-Bepreisung im Rahmen einer Reform der Steuern und Umlagen auf Energie. Im 
Wesentlichen unterscheiden sich die Vorschläge hinsichtlich der von der CO2-Bepreisung 
betroffenen Sektoren bzw. Verbrauchsbereiche und der Höhe und Verwendung der 
Einnahmen (vgl. Tabelle 2). Die Übersicht zeigt grundlegend unterschiedliche Varianten der 
CO2-Bepreisung, wie Sie in den folgenden Kapiteln beschrieben und bewertet werden. 
 
Darüber hinaus gibt es im Detail zahlreiche Unterschiede wie z.B. die Einstiegshöhe, den 
Anstiegspfad des CO2-Preises im Zeitverlauf, die einbezogenen Sektoren bzw. Bereiche, der 
Aufkommensverwendung (Energiepreisreform oder eine Rückvergütung pro Kopf bzw. pro 
Haushalt bzw. eine Mischvariante aus beidem) oder Instrumente zur gezielten Abfederung 
sozialer oder wirtschaftlicher Härten einkommensschwacher Haushalte oder der 
Grundstoffindustrie. 

 

Tabelle 2 Übersicht der untersuchten Varianten einer CO2-Bepreisung6 

 
 

                                                                 
6  Der Energie- und Klimafond (EKF) ist ein Sondervermögen des Bundeshaushalts aus nationalen Erlösen des 

Europäischen Emissionshandel (ETS) und Zuschüssen aus dem Bundeshaushalt (vgl. EKF-Bericht 2019). 

Variante A Variante B Variante  C Variante D Variante E

Betroffene Sektoren und 

Verbrauchsbereiche

Ausweitung ETS auf 

Wärme & Verkehr

Mindestpreis auf 

Stromerzeugung und 

Industrie (ETS)

Wärme und Verkehr 

(Non-ETS)

Wärme und Verkehr 

(Non-ETS)

Alle Sektoren 

(ETS, Non-ETS)

Steuer(ungs)art  - (Mengensteuerung)

Verbrauchssteuersätze auf 

fossile Energieträger bei 

der Stromerzeugung

Verbrauchssteuersätze auf 

fossile Energieträger

Verbrauchssteuersätze auf 

fossile Energieträger

Einheitliche am 

Treibhausgaspotential 

ausgerichtete 

Verbrauchssteuersätze auf 

fossile Energieträger

Höhe anfänglicher 

Steuersatz
 - (Mengensteuerung) 40 € / Tonne 40 € / Tonne 80 € / Tonne 40 € / Tonne

Anstiegspfad  - (Mengensteuerung) 5 € pro Tonne und Jahr 5 € pro Tonne und Jahr 5 € pro Tonne und Jahr 5 € pro Tonne und Jahr

Ausnahmen 

(EEG, Stromsteuer etc.)
wie bisher wie bisher wie bisher wie bisher keine

ETS-konform?
ja, tatsächliche ETS-

Kosten werden erstattet
- -

ja, tatsächliche ETS-

Kosten werden erstattet

Einnahmeverwendung ?

Finanzierung 

emissionsärmerer 

Technologien in der 

Grundstoffindustrie, Senkung 

EEG-Umlage, EKF

Gegenfinanzierung 

Stromsteuer, 

Klimaprämie pro Kopf

Gegenfinanzierung EEG-, 

KWKG-Umlage, 

Heizsteuern

Gegenfinanzierung 

Stromsteuer, EEG-, KWKG-

Umlage, Heizsteuern

Entlastung / Finanzierung 

emissionsärmerer Technologien 

Grundstoffindustrie

ja ja - -
Grenzsteuerausgleich, 

Konsumabgabe oder Soli

Verwendung fiskalischer 

Mehreinnahmen
k.A.

Finanzierung 

emissionsärmerer 

Technologien in der 

Grundstoffindustrie, Senkung 

EEG-Umlage, EKF

k.A. k.A.

ggf. zur Finanzierung 

emissionsärmerer 

Technologien der 

Grundstoffindustrie

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/Energie-und-Klimafond/2019-05-27-EKF-Bericht-2019-download.pdf
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5.1 Den Varianten zu Grunde gelegtes Szenario der Emissionsentwicklung  

Die Höhe der Einnahmen aus einer CO2-Bepreisung hängt vom Erfolg aller 
Klimaschutzmaßnahmen (Reduktion der THG-Emissionen) ab. Die Berechnungen der 
Varianten zum Aufkommen eines CO2-Preispfades und zu den finanziellen Auswirkungen auf 
Haushalte oder Unternehmen im Zeitverlauf im Kapitel 5 erfolgen auf Grundlage eines 
konsistenten Energieszenarios von Nitsch 2019. Es stellt die notwendigen Emissions-
reduktionen bis 2050 dar, mit denen eine Erreichung des 1,5°-Ziels noch rechtzeitig möglich 
erscheint. 7  
Aus diesem Energieszenario leitet sich ab wie die Emissionen der fossilen Energieträger (vgl. 
Abbildung 3) bzw. der Verbrauchsbereiche (vgl. Abbildung 4) abnehmen. Daraus lassen sich 
die Einnahmen aus den CO2-Bepreisungsvarianten (vgl. Kap. 5.4-5.7) gemäß Einstiegspreis 
und Anstiegspfad im Zeitverlauf bestimmen.  

 

  
Abbildung 3 Abnahme der CO2-Emissionen nach fossilen Energieträgern gemäß Szenario Nitsch 2019 

Klima-19-OPT 

 

 
Abbildung 4 Abnahme der CO2-Emissionen in den verschiedenen Verbrauchsbereichen gemäß Szenario 

Nitsch 2019 Klima-19-OPT  

 
Im Sinne des Klimaschutzes ist dieses Szenario Nitsch 2019 Klima-19-OPT das notwendige 
Szenario. Im Sinne der Einnahmen stellt es die Minimalvariante dar. Werden die Emissions-
reduktionen nicht erreicht, steigt das aus einer CO2-Bepreisung resultierende Aufkommen. 

5.2 Übersicht über die Entwicklung des finanziellen Aufkommens der Varianten B 

bis E gemäß Energieszenario  

 

                                                                 
7  Eine aussichtsreiche Annäherung an das 1,5°C-Ziel erfordert bis 2050 eine vollständige Dekarbonisierung der 

Energieversorgung. Dazu ist bereits bis 2030 eine Verringerung der THG-Emissionen um knapp 70 Prozent auf 

400 Mio. t CO2e pro Jahr erforderlich. Die jährliche THG-Reduktionsrate muss gegenüber der Vergangenheit 
verdreifacht werden. Um dies zu erreichen, muss der Primärenergieverbrauch bis 2030 um 36 Prozent unter 
dem Niveau von 2008 liegen und der Anteil von erneuerbaren Energien (EE) am gesamten 
Endenergieverbrauch knapp 40 Prozent (2018 = 18 Prozent) betragen (Szenario KLIMA-19 OPT). 
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Das anfängliche Aufkommen einer Variante zur CO2-Bepreisung (vgl. Tabelle 3) ist ein 
Indikator dafür, welche Lenkungswirkung von einer CO2-Bepreisung erwartet werden kann. 
 
Tabelle 3 Anfängliche Aufkommen CO2 Abgabe im Vergleich Steuern & Umlagen und bisheriger 

Ausgaben EKF  

 
 

Abbildung 5 zeigt in einer ersten Übersicht die Aufkommensentwicklung der CO2 Abgabe in 

den Varianten B bis E, sowie im Vergleich dazu die Entwicklung der EEG-Umlage bzw. die 

Summe aller bisherigen Steuern und Umlagen bei unveränderter Steuersätzen auf der Basis 

der CO2-Emissionen des Szenarios Klima-19 OPT.  

 
Abbildung 5 Aufkommensentwicklung der CO2-Abgabe (Variante B bis E) im Vergleich zur Entwicklung der 

EEG-Umlage und der Summe der bisherigen Steuern und Umlagen gemäß dem Szenario Nitsch 

2019 Klima-19 OPT 

 

• Eine CO2-Bepreisung sollte klimaschädliche Fehlanreize bestehender Steuern- und 

Umlagen durch ökonomische Anreize für Investitionen in mehr Klimaschutz und 

klimafreundlicheres Verhalten ersetzen. 

• Das anfängliche finanzielle Aufkommen aus einer CO2-Abgabe ist ein wichtiger 

Indikator für die Lenkungswirkung einer CO2-Bepreisung. 

• Finanzielle Aufkommen über CO2-Preise schaffen sich bei Erfolg (Reduktion von 

Emissionen) langfristig selbst ab.  

 

5.3 Variante A: Ausweitung des ETS auf Wärme und Verkehr  

Das Grundprinzip einer Mengensteuerung wie dem ETS ist einfach und in der Theorie 
bestechend: Die THG-Emissionen für die im 1.870 Stromerzeugungs- und Industrieanlagen, 
die Jahr 2018 in Deutschland verpflichtet waren, am ETS teilzunehmen, werden auf eine 
jährlich sinkende Gesamtmenge – das sogenannte "Cap" – begrenzt und in Form handelbarer 
Verschmutzungsrechte (auch Berechtigungen oder Zertifikate genannt) ausgegeben. Jede der 
betroffenen Anlagen benötigt hierzu Emissionsrechte. Je weniger Emissionen ausgestoßen 
werden, desto wirtschaftlicher ist der Betrieb der Anlagen. Für jede dieser Anlage wird jeweils 
am Ende eines Jahres abgerechnet und soviel Emissionsrechte eingezogen, wie die Anlage 
tatsächlich an Emissionen ausgestoßen hat. Übrige Zertifikate können frei verkauft werden. 
Anlagen, die mehr Emissionen ausgestoßen haben als sie Zertifikate nachweisen können, 
zahlen eine hohe Strafe8. 

                                                                 
8 Nähere Infos zum Emissionshandel z.B. BMU, DEHSt, co2abgabe 2018, co2abgabe 2019b. 

Variante A Variante B Variante  C Variante D Variante E

Anfängliches Aufkommen 

bisheriger Steuern, 

Umlagen & ggf. EKF

- - 6,9 Mrd. € 28,5 Mrd. € 35,4 Mrd. €

Anfängliches Aufkommen 

CO2 Abgabe
??? 17 Mrd. € 13,4 Mrd. € 26,8 Mrd. € 30,4 Mrd. €

Ausgaben EKF (2018) 2,5 Mrd. € 2,5 Mrd. € - - 2,5 Mrd. €
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Szenario Nitsch 2019 KLIMA-19 OPT 2020

EEG-Umlage

Aufkommen, Stromsteuer  EEG-, KWKG-Umlage, Energiesteuer Heizöl, Erdgas (Wärme) + EKF

Aufkommen, Stromsteuer  EEG-, KWKG-Umlage, Energiesteuer Heizöl, Erdgas (Wärme)

Aufkommen EEG-, KWKG-Umlage, Energiesteuer Heizöl, Erdgas (Wärme)
Variante B: Aufkommen CO2-Abgabe 40 € + 5 € pro Tonne CO2e & Jahr ETS

Variante C: Aufkommen CO2 Abgabe 40 € + 5 € pro Tonne CO2e & Jahr Non-ETS

Variante D: Aufkommen CO2-Abgabe 80 € + 5 € pro Tonne CO2e & Jahr Non-ETS

Variante E: Aufkommen CO2 Abgabe 40 € + 5 € pro Tonne CO2e & Jahr ETS+Non-ETS

https://www.bmu.de/themen/klima-energie/emissionshandel/emissionshandel-was-ist-das/
https://www.dehst.de/DE/startseite/startseite-node.html
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2018/10/Standpunkt_zum_ETS_2018_09_24.pdf
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/05/ETS_Steuerreform_CO2Abgabe.pdf
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Im Jahr 2018 emittierten die im ETS erfassten deutschen Anlagen rund 422 Mio. Tonnen CO2e. 
Dies entspricht einem Rückgang um rund 3,5 Prozent zum Vorjahr. Rund 70 Prozent der 
Emissionen (298 Mio. Tonnen) stammen dabei aus Energieanlagen. Seit 2013 sanken die 
Emissionen der Energieanlagen um 18 Prozent. Die Emissionen der energieintensiven 
Industrie bewegten sich in den Jahren 2013 bis 2018 jeweils zwischen rund 123 und 126 Mio. 
Tonnen CO2e. Der Rückgang der gesamten deutschen ETS-Emissionen seit 2013 geht damit 
ausschließlich auf den Emissionsrückgang der Energieanlagen zurück (VET Bericht 2018). 
 
Bei der Stromerzeugung wird die Funktionsweise des ETS überlagert durch andere nationale 
Maßnahmen, wie z.B. dem EEG, dem KWKG in Deutschland und vergleichbaren 
Fördergesetzen in anderen EU-Staaten, oder auch durch Maßnahmen zum Stromsparen, wie 
z.B. den eingeführten Mindestanforderungen der sogenannten Europäische Verordnungen 
zur Ökodesign-Richtlinie 2009/125/EG (Durchführungsmaßnahmen) für elektrische Geräte. 
Mit der geförderten Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien oder Maßnahmen zum 
Stromsparen wird Strom aus fossilen Energien ersetzt bzw. vermieden und dadurch die 
Nachfrage nach Verschmutzungsrechten (Emissionsberechtigungen) im ETS vermindert. 
Damit bleibt auch der Preis für Emissionsberechtigungen niedrig und setzt insbesondere bei 
der Grundstoffindustrie keine ausreichenden Anreize, um Emissionen einzusparen. 
Der Projektionsbericht 2019 für Deutschland gemäß Verordnung (EU) Nr. 525/2013 (S. 25f) 
zeigt auf, welchen (vergleichsweise geringen) Anteil der ETS bisher an den Emissions-
einsparungen hat. 
 

5.3.1 Ertüchtigung des ETS als Voraussetzung für seine Wirksamkeit und Ausweitung  

Maßgebliche Bedingung für eine ausreichende Wirkung des ETS und damit Ausweitung des 
ETS auf andere Emittenten ist daher die Obergrenze für Emissionen (Cap-Setting) an den 
Klimaschutzzielen von Paris 9  (Reduktion Verschmutzungsrechte >3,3 Prozent statt 2,2 
Prozent pro Jahr) auszurichten. 
 
 
 
Darüber hinaus sind 

• die Menge an zukünftig auszugebenden Verschmutzungsrechten (Zertifikaten) mit 
den über den ETS hinausgehenden energie- und klimapolitischen Maßnahmen in den 
Mitgliedsstaaten und ihren Auswirkungen auf den ETS abzustimmen, 

• überschüssige Zertifikate zeitnah und endgültig zu löschen, 

• keine kostenlosen Zertifikate mehr auszugeben und 

• die Strompreiskompensation zur Vermeidung der Verlagerung von Emissionen und 
Arbeitsplätzen (Carbon leakage) ins außereuropäische Ausland durch Maßnahmen 
zur Finanzierung der Dekarbonisierung10 der Grundstoffindustrie zu ergänzen und 
mittelfristig abzulösen.  

 
Mit der optionalen Löschung nationaler Auktionsmengen im ETS bei Stilllegung von 
Kraftwerkskapazitäten infolge nationaler Maßnahmen, die die Reform 2018 der ETS-Richtlinie 
(2018/410) ermöglicht, sowie mit nationalen Zielvorgaben der Effort-Sharing Verordnung 
(2018/842) hat die EU die Verantwortung für die Erreichung der Klimaschutzvereinbarungen 
von Paris aber gerade erst weitgehend bei den Mitgliedsstaaten und ihren zu erstellenden 
Maßnahmenprogrammen belassen. Die Meinungen darüber ob ein nationaler ETS auch ohne 
Änderungen europäischen Rechts im Wärme und Verkehrsbereich einzuführen sind, gehen 
auseinander (BMU 2019; Ohms 2019).  
Eine wirksame nationale oder gar europaweite Ausweitung des ETS auf Wärme und Verkehr 
in den nächsten Jahren ist daher zeitlich wie inhaltlich nicht realistisch und angesichts der 
Dringlichkeit wirksamer Klimaschutzmaßnahmen nicht zu verantworten. 

                                                                 
9  Anmerkung: Auch die FDP fordert in Ihrem Antrag zur Ausweitung des Emissionshandels auf Wärme und 

Verkehr „…das zukünftige Budget von Emissionsberechtigungen eines sektorübergreifenden EU-ETS direkt aus 
dem global erforderlichen Emissionsbegrenzungspfad des auf der Pariser Klimakonferenz beschlossenen 2-
Grad-(1,5 Grad)-Ziels abzuleiten“ (vgl. Drucksache 19/821). 

10  Dekarbonisierung meint die Abkehr von der Nutzung kohlenstoffhaltiger Energieträger 

https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/VET-Bericht-2018.pdf
https://cdr.eionet.europa.eu/de/eu/mmr/art04-13-14_lcds_pams_projections/projections/envxnw7wq/Projektionsbericht-der-Bundesregierung-2019.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018L0410&from=EN
file:///C:/Users/ulfsieberg/Desktop/EU-Effort-Sharing%20Verordnung%202018/842
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Emissionshandel/einbeziehung_v%20erkehrssektor_emissionshandel_EU_ETS.pdf
https://www.mit-bund.de/sites/mit/files/dokumente/pressemeldungen/20190624_rechtsgutachten_emissionshandel_ohms.pdf
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/008/1900821.pdf
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Konkrete umsetzbare Ausgestaltungsvorschläge fehlen und die zentralen europäischen 
Vorgaben hierzu [ETS-Richtlinie (2018/410) sowie die Effort-Sharing (Lastenteilungs-) 
Verordnung (2018/842)] sind gerade erst nach langjähriger Diskussion reformiert worden 
(co2abgabe 2019d). Vorschläge zur Ausweitung des ETS müssen also begründen, dass sie 
schnell und ausreichend Wirkung (Emissionsminderung entsprechend der Minderungsziele) 
erzeugen und zeitgleich mit begleitenden Maßnahmen wirtschaftliche und soziale Härten 
zuverlässig ausgleichen. Die Ausarbeitung solcher konkreten Vorschläge wie auch die 
Bestrebungen sie europapolitisch durchzusetzen können parallel zur Umsetzung nationaler 
Reformen der Steuern und Umlagen auf Energie mit an CO2-orientierten Steuersätzen 
erfolgen. 
 

5.3.2 Was könnte es bedeuten, wenn man das Grundprinzip des Emissionshandels auf den 

Verkehrsbereich 1:1 übertragen würde? 

Die Bundesregierung könnte eine Obergrenze für den Ausstoß im Verkehrsbereich und eine 
Minderungsrate pro Jahr festlegen. Derzeit werden in Deutschland ca. 25 Mrd. Liter Benzin 
und etwa 21 Mrd. Liter Diesel (Stand 2016) mit PKWs verfahren11. Das entspricht zusammen 
etwa 131 Mio. Tonnen CO2-Emissionen12. Wenn man bis 2050 die Emissionen auf null senken 
möchte würde das bedeuten, dass diese Obergrenze ab dem Jahr 2020 jedes Jahr linear um 
3,33 Prozent, also um ca. 4,38 Mio. Tonnen pro Jahr, sinken müsste. Analog zu den 1.870 
Anlagen im ETS würde z.B. jeder Haushalt für den Autoverkehr Zertifikate für die 
Verschmutzung (Emission) von z.B. 1,58 Tonnen im Jahr 2020 (entspricht etwa 556 Liter 
Kraftstoff) pro Kopf zugeteilt bekommen. Im darauffolgenden Jahr 2021 wären es 1,53 
Tonnen Emissionen pro Person und Haushalt oder etwa 534 Liter Kraftstoff, und diese 
Zuteilung würde jedes Jahr weiter sinken. Bei jedem Tanken müssten Autofahrende, 
entsprechend der Menge an getanktem Diesel, Benzin oder Erdgas, Zertifikate abgeben. 
Sobald die Zertifikate verbraucht sind, müsste er an einer Börse oder direkt Zertifikate von 
solchen Bürgern kaufen, die diese nicht in vollem Umfang benötigen, oder gar kein Auto 
fahren. Sie könnten damit ein kleines zusätzliches Einkommen generieren. 
 
Dieses Grundprinzip ohne Ausnahmen wäre verursachergerecht und man würde damit die 
deutschen Klimaschutzziele erreichen. Alle diejenigen, die mit dem Fahrrad oder im 
Fernverkehr mit der Bahn13 fahren und das Auto, sofern vorhanden, öfter stehen lassen, 
könnten den Großteil ihrer Zertifikate zu Gunsten anderer (Familienmitglieder) verschenken, 
an der Börse verkaufen oder im Sinne zukünftiger Generationen verbrennen. Denn auch im 
bestehenden ETS wird niemand gezwungen, seine überschüssigen Zertifikate zu verkaufen. 
 

5.3.3 Wie wäre der ETS praktikabel und sozialverträglich umsetzbar? 

An dem in Kapitel 5.3.2 genannten fiktiven Rechenbeispiel wird deutlich, welche 
grundsätzliche Fragen mit einem Ansatz des Zertifikatehandels im Verkehrsbereich 
verbunden sind. Wie könnte man an der Grenze einem Tanktourismus begegnen? Wie 
würden Emissionen von Fahrern aus Nachbarstaaten berücksichtigt? Lösbar wären solche 
Probleme ggf. mit einer emissionsorientierten Maut, die auch die spezifischen Emissionen 
eines bestimmten Fahrzeugs berücksichtigt. In diese Richtung wird die Finanzpolitik bei der 
Besteuerung von Verkehr zukünftig ohnehin denken müssen, wenn die Einnahmen aus der 
Kraftstoffsteuer mit steigender E-Mobilität abnehmen und in eine emissionsärmere 
Verkehrsinfrastruktur zukünftig außerdem eher mehr und nicht weniger investiert werden 
muss. 
 
Eine Untersuchung des Umweltbundesamtes aus dem Jahr 2014 (UBA 2014) kommt deshalb 
zu dem Schluss, dass nur ein Upstream-ETS (bei diesem Ansatz müssen die Zwischenhändler 
von z.B. fossilen Kraft- oder Heizstoffen oder Brennstoffen Zertifikate ersteigern und diese 
beim Verkauf der Energieträger abgeben) im Wärme- und/oder Verkehrsbereich langfristig 

                                                                 
11 UBA 2018 

12 Verwendete Emissionsfaktoren siehe co2abgabe 

13 Laut Aussage der Deutschen Bahn AG ist der Personen-Fernverkehr der Bahn weitgehend emissionsfrei (100 
Prozent Ökostrom (Deutsche Bahn 2018) 

https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/05/ETS_Steuerreform_CO2Abgabe.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/themen/ausweitung-des-emissionshandels-moeglich
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/384/bilder/dateien/2_tab_kraftstoffverbrauch-pkw_2018-05-16.xlsx
https://co2abgabe.de/2017/03/07/unser-vorschlag-fuer-emissionsfaktoren/
https://www.deutschebahn.com/resource/blob/1172756/7c151fe9a06f8a5bae3d0012c95ecf6d/faq_oeko-data.pdf


 

CO2 Abgabe e.V.: Grundlegende Varianten einer CO2-Bepreisung im Vergleich  • Seite 19 von 42 
 

eine „interessante Option“ sein kann, sie aber unter den gegebenen Rahmenbedingungen 
des ETS „keinen eindeutigen Mehrwert“ in Bezug auf eine CO2-Minderung hätte. Prioritär sei 
daher zunächst die Reform des bestehenden ETS.  
In einem möglichen Upstream-ETS im Verkehrsbereich würde das Preissignal nur indirekt 
über mehrere Wertschöpfungsstufen bei denjenigen ankommen (wie z.B. Autofahrer, 
Autohersteller), die Entscheidungen zum Einsatz fossiler Treibstoffe, Verkehrsmittel oder die 
Entwicklung emissionsarmer Technologien fällen. 
Volatile niedrige CO2-Preise im ETS allein führen bei Kraftstoffpreisen nur zu relativ geringen 
Aufschlägen (von bis zu 24 Cent/Liter bei <80 Euro pro Tonne CO2e). Sie würden die jetzt schon 
teilweise deutlichen Preisausschläge infolge schwankender Rohölpreise noch verstärken und 
wären kaum sichtbar. CO2-Preise, die im Verkehrsbereich vergleichsweise geringe 
Preisaufschläge bedeuten, führen deshalb kaum zur Minderung von THG, sondern 
stattdessen zu einer hohen Nachfrage nach ETS-Zertifikaten zulasten anderer Verbrauchs-
sektoren (Strom und Wärme) und Verbrauchergruppen (private Haushalte und Unternehmen, 
insbesondere der emissionsintensiven Grundstoffindustrie). 
 
Wie bei einer CO2-Steuer auch, wären hierbei z.B. einkommensschwache Pendelnde, die ihre 
Arbeitsstätte mit dem Auto mit fossil betriebenen Verbrennungsmotoren erreichen, die 
Betroffenen und es bräuchte Maßnahmen, die soziale und wirtschaftliche Härten 
ausgleichen14 . Gegenüber vorausberechenbaren Steuersätzen kommt hier allerdings die 
erhebliche Schwierigkeit hinzu, dass volatile CO2-Preise eines ETS nicht planbar sind und 
den sozialen Ausgleich damit verkomplizieren. 
 

• In der aktuellen Diskussion droht unter dem Titel „CO2-Steuer“ eine längst 

überfällige Neuausrichtung der bisherigen Steuern und Umlagen auf Energie am 

Klimaschutz gegen ein mengenbasiertes Instrument der CO2-Bepreisung wie dem 

Europäischen Emissionshandel ausgespielt zu werden. In der Theorie spricht vieles 

für eine Mengensteuerung durch Zertifikate, die entsprechend den Klimaschutz-

vereinbarungen den Reduktionspfad der Emissionsmenge festlegt.  

• Die Dringlichkeit im Klimaschutz voran zu kommen und die bisherigen praktischen 

Erfahrungen sprechen eindringlich dafür, vor einer Ausweitung des 

Emissionshandels diesen wirksam zu reformieren und vorab durch CO2-Preis 

orientierte Steuersätze auf fossile Energien und Reformen der bestehenden 

Steuern und Umlagen auf Energie in möglichst vielen Ländern zu ergänzen, um 

Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Ländern zu mindern.  

• Eine europaweite, multinationale oder nationale Ausweitung des Emissionshandels 

auf die Nicht-Emissionshandels-Sektoren „Wärme“ und „Verkehr“ (Variante A) ist 

keine in der notwendigen kurzen Zeitspanne umsetzbare realistische Option. 

Wesentliche Gründe sind die langen Vorlaufzeiten für die notwendigen 

Entscheidungen in der EU, zahlreiche ungeklärte Detailfragen zu den 

Wechselwirkungen zwischen den Sektoren, zu denen bisher keine konkreten 

Ausgestaltungsvorschläge vorliegen und die ungeklärte Frage, welche Wirkung die 

durch einen Emissionshandel induzierten Preissignale bei Millionen von 

Endverbrauchern letzlich bewirken. 

 

5.4 Variante B: „Mindestpreis“ auf fossile Energieträger bei der Stromerzeugung 

und der Industrieproduktion (ETS) 

Das Mindestpreise im ETS bei der Stromerzeugung schnell wirken können, zeigt das Beispiel 
aus dem Vereinigten Königreich Großbritannien (UK). 
UK hat zwischen 2012 bis 2018 den mit Abstand größten Beitrag (44 Prozent) zur ETS-
Emissionsminderung beigetragen und seine THG von 2012 bis 2018 um 103 Mio. Tonnen CO2e 
reduziert. Hauptgrund hierfür ist die Einführung eines CO2Mindestpreises (Carbon Price Floor) 
in UK auf die fossilen Energieträger zur Stromerzeugung (vgl. Abbildung 6). 

                                                                 
14 co2abgabe 2019a 

http://researchbriefings.files.parliament.uk/documents/SN05927/SN05927.pdf
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/01/Wirkungen_CO2_Abgabekonzept_2019_01_24.pdf
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Abbildung 6 Stromerzeugung im Vereinigten Königreich 2012-2018 (UK Energy Statistics, 2018 und Dukes 

2018) 

 

Der Anteil der erneuerbaren Energien ist in UK von 41 Terawattstunden (TWh) (2012) auf 111 
TWh (2018) gestiegen. Zusammen mit der Stromerzeugung aus Erdgas wurde so die 
Steinkohle aus der Stromerzeugung fast vollständig verdrängt (Abbildung 6).  
 
Bei CO2-Preisen von etwas mehr als 20 Euro pro Tonne können bestehende effiziente 
Erdgaskraftwerke den Strom günstiger produzieren als Steinkohlekraftwerke und ineffiziente 
Braunkohlekraftwerke. Aufgrund der niedrigen Brennstoffkosten für Braunkohle reicht der 
aktuelle CO2-Preis im ETS in Höhe von rund 25 Euro pro Tonne aber nicht aus, um 
Investitionen in emissionsärmere Kraftwerke auszulösen. Erst CO2-Preise von mehr als 32 bis 
40 Euro werden zu einer merklichen Verdrängung der Braunkohle durch neue emissions-
ärmere oder freie Kraftwerkskapazitäten führen.  

 

Einnahmen aus einem CO2-Mindestpreis im ETS 

Die Abbildung 7 zeigt, mit welchen Einnahmen durch die Besteuerung der fossilen 
Energieträger in Höhe von 40 Euro pro Tonne und einem Anstiegspfad von fünf Euro pro 
Tonne bei den vom ETS erfassten Anlagen zur Stromerzeugung und der Industrie zu erzielen 
sind. Um kompatibel zum ETS zu sein, müssten die tatsächlich gezahlten Preise der 
Unternehmen für Zertifikate angerechnet werden.  

 

 
Abbildung 7 Aufkommensentwicklung eines Mindestpreises ohne Ausnahmen im Bereich der Energie- und 

Industrieanlagen im ETS  bei einem anfänglichen CO2-Mindestpreis von 40 Euro und einem 

jährlichen Anstiegspfad von fünf Euro pro Tonne CO2e gemäß dem Szenario Nitsch 2019 Klima-

19 OPT 

 

 

Wirkung und Bewertung 

Die größten Emissionsminderungen zu den geringsten Preisen sind im Bereich der 
Stromerzeugung zu realisieren. Ein CO2-Mindestpreis (anfänglicher CO2-Mindestpreis von 40 
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https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/791297/Press_Notice_March_2019.pdf
https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/729655/DUKES_5.1.xls
https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/729655/DUKES_5.1.xls
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Euro mit einem jährlichen Anstiegspfad von fünf Euro pro Tonne CO2e) auf die fossilen 
Energieträger zur Stromerzeugung in Deutschland und benachbarten Staaten und die 
Löschung entsprechender ETS-Zertifikatsmengen würde nicht nur verlässlich Emissionen 
mindern, sondern auch ein deutliches Signal an die übrigen EU-Staaten senden und eine 
Reform des ETS (Absenkung/Orientierung des Cap an den Klimaschutzzielen von Paris) 
beschleunigen. Ein anfänglich höherer CO2-Preise als 40 Euro pro Tonne CO2e würde durch 
fehlende Kapazitäten zu sehr volatilen und damit zu unnötig hohen Strompreisen führen. Ein 
verlässlicher Anstiegspfad mit angemessenem Einstiegspreis gewährleistet dagegen die 
notwendigen Investitionen in emissionsärmere und erneuerbare Kapazitäten zur 
Stromerzeugung. 
 
Ein anfänglicher CO2-Mindestpreis von ebenfalls 40 Euro pro Tonne in den vom ETS erfassten 
Industrieanlagen kann sinnvoll nur umgesetzt werden, wenn er durch Maßnahmen begleitet 
wird, die eine Verlagerung von Industrieanlagen und damit der Emissionen ins Ausland 
verhindern. Hierzu liegen verschiedene belastbare Vorschläge vor (vgl. Kapitel 6.1).  
 

• Deutschland ist für 25 Prozent aller Treibhausgasemissionen in Europa 

verantwortlich und damit ein entscheidender Akteur und Signalgeber für den 

Klimaschutz in Europa. Die Hälfte der Emissionen in Deutschland stammen aus den 

1.870 Anlagen im Emissionshandel erfassten Anlagen, davon 70 Prozent aus den 

großen Anlagen zur Stromerzeugung. 

• Die größte und am schnellsten zu realisierende Emissionsminderung ist in Deutsch-

land bei der Stromerzeugung erreichbar. Ein CO2-Mindestpreis in Kombination mit 

dem bestehenden Emissionshandel von anfänglich 40 Euro pro Tonne CO2e 

(Variante B) auf fossile Energieträger zur Stromerzeugung kann den Kohleausstieg 

beschleunigen und damit zu einem schnellen Erfolg bei der Minderung von 

Treibhausgasen führen. Dies würde auch die Akzeptanz einer allgemeinen CO2-

Bepreisung erhöhen. Das anfängliche Aufkommen in Höhe von 17 Mrd. Euro pro 

Jahr kann zur Senkung der EEG-Umlage und der Stromsteuer und/oder zur 

Finanzierung emissionsarmer Technologien in der Grundstoffindustrie eingesetzt 

werden. Zu Teilen kann es auch dem bereits bestehenden Energie-und-Klima-Fonds 

zugeführt werden (derzeit 2,5 Mrd.Euro pro Jahr).Bei treibhausgasintensiven 

Industriebranchen gilt es, Ausnahmen, wie z.B. die „Besondere Ausgleichsregelung“ 

im EEG durch Anreize zu Investitionen in emissionsärmere Produktionsverfahren zu 

ersetzen (Wirtschaftspolitik).  

 

5.5 Variante C: CO2-Steuersätze auf fossile Energieträger bei Wärme und Verkehr 

(Non-ETS); CO2-Preis 2020: 40 Euro+ 5 Euro pro Tonne & Jahr; Senkung 

Stromsteuer (anfänglich 50 Prozent), Klimaprämie pro Kopf (anfänglich 50 

Prozent) 

Das finanzielle Aufkommen aus einer CO2-Abgabe auf fossile Energieträger aus Wärme und 

Verkehr durch Haushalte und Unternehmen in der Variante C würde von anfänglich etwa 13,4 

Mrd. Euro auf max. etwa 17 Mrd. Euro im Jahr 2028 steigen und danach stetig sinken (vgl. 

Abbildung 9). 
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Abbildung 8 Aufkommensentwicklung der CO2 Abgabe bei einem anfänglichen CO2-Preis bei Gewerbe und 

Haushalten von 40 Euro und einem jährlichen Anstiegspfad von fünf Euro pro Tonne CO2e 

gemäß dem Szenario Nitsch 2019 Klima-19 OPT 

 
 

Wirkung und Bewertung 

Abbildung 9 stellt die finanzielle Auswirkung auf einen Haushalt mit durchschnittlichem 
Energieverbrauch und zwei Personen dar bei einer Rückvergütung pro Kopf unter der 
Annahme eines unveränderten Energieverbrauchs und unveränderten Energiekosten wie in 
2018. Die Stromsteuer ist dabei mit einem Teil des CO2-Aufkommens auf den EU-Mindestsatz 
herabgesenkt, der Rest des Aufkommens wird an die Haushalte pro Kopf rückverteilt. Hierbei 
zeigt sich, dass der Haushalt mit zwei Personen bei unverändertem Verhalten etwa ab dem 
Jahr 2025 mit Mehrkosten durch die CO2-Abgabe zu rechnen hätte.  

 

 
Abbildung 9 Finanzielle Auswirkungen für den durchschnittlichen Haushalt mit 2 Personen in Deutschland 

mit einer steigenden CO2-Abgabe gemäß Variante C ohne jede Maßnahme zur Einsparung 

von Treibhausgasen. (Energieverbräuche und Kostenansätze Tabelle 6 und Tabelle 7 im 

Anhang). Obere Grafik: Differenzierung nach Kostenarten; untere Grafik: Gesamtsumme der 

jährlichen Energiekosten. 
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Abbildung 10 Finanzielle Auswirkungen (ohne Inflationsausgleich) für den durchschnittlichen Haushalt mit 4 

Personen in Deutschland mit einer steigenden CO2-Abgabe gemäß Variante C ohne jede 

Maßnahme zur Einsparung von Treibhausgasen.( Energieverbräuche und Kostenansätze 

Tabelle 6 und Tabelle 7 im Anhang.) 

 
Abbildung 10 zeigt die finanzielle Auswirkung auf einen Haushalt mit gleichem Energiever-
brauch aber mit vier Personen. Hierbei zeigt sich, dass ein Haushalt bis zum Jahr 2030 mehr 
entlastet würde als er über die CO2 Abgabe bezahlen würde. Damit fehlt ein absoluter 
finanzieller Anreiz für den Haushalt fossile Energien bis THG-Emissionen einzusparen und ein 
Teil der Lenkungswirkung geht verloren.  
 
Die Schwierigkeit einer Rückverteilung liegt zum einen darin, einen gerechten Mechanismus 
zu finden, der an die Haushalte nicht mehr zurückgibt als sie über die CO2-Abgabe zahlen, und 
zum anderen, insbesondere bei absolut festgelegten Beträgen pro Kopf, mit dem verfügbaren 
Aufkommen auszukommen. 
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Exkurs Verteilungswirkungen 

Ein Vergleich der Auswirkungen auf das Nettoäquivalenzeinkommen in Dezilen bei 40 Euro 
pro Tonne CO2e (in Euro pro Jahr und Person) zur Gegenfinanzierung EEG-, KWK-G-Umlage, 
Stromsteuer und Energiesteuer auf fossile Heizstoffe (Variante E) gegenüber Gegen-
finanzierung Stromsteuer und Rückvergütung über Kopfpauschale (Variante C) kommt zu 
ganz ähnlichen Verteilungswirkungen. In beiden Fällen werden die Haushalte mit niedrigen 
Haushaltseinkommen und bei anfänglich 40 Euro pro Tonne CO2e entlastet (Abbildung 11). 
Nähere Informationen zu den Wirkungen und Verteilungseffekte einer CO2-Bepreisung auf 
Haushalte und Pendelnde unter co2abgabe 2019. 
 
 

 
 
Abbildung 11 Vergleich der Auswirkungen auf das Nettoäquivalenzeinkommen in Dezilen15 bei 40 Euro pro 

Tonne CO2e (in Euro pro Jahr und Person) mit Flugverkehr zur Gegenfinanzierung EEG-, KWK-

G-Umlage, Stromsteuer und Energiesteuer auf fossile Heizstoffe (spezifische 

Kostenänderungen vgl. Tabelle 5, Anhang) gegenüber Gegenfinanzierung Stromsteuer und 

Rückvergütung über Kopfpauschale (spezifische Kostenänderungen vgl. Tabelle 6, Anhang). 

Berechnung gemäß Angaben aus Tabelle 7, Anhang. 

 
Bei gestiegenen Realnettolöhnen von im Durchschnitt 1,1 Prozent in den letzten 10 Jahren 
(destatis 2019) sind CO2-Preise mit einem anfänglichen Anteil von durchschnittlich 0,6 
Prozent am Nettoeinkommen (bei 40 Euro pro Tonne CO2) auch ohne Rückerstattung ohnehin 
überwiegend verkraftbar.  
 

• Bei Variante C ist das mobilisierte Aufkommen mit rund 13,5 Mrd. Euro pro Jahr 

relativ gering, was Rückzahlungsmöglichkeiten (Stromsteuer; Pro-Kopf-Pauschale) 

einschränkt und die Lenkungswirkung begrenzt.  

• Die Verteilungswirkungen bei der Rückvergütung über Senkung des Strompreises 

(Variante E: Gegenfinanzierung EEG-, KWKG-Umlage, ggf. Stromsteuer) und Rück-

vergütung über Pro-Kopf-Pauschale und Stromsteuersenkung (Variante C) sind an-

fänglich vergleichbar. Einkommensschwache Haushalte werden durchschnittlich 

entlastet, einkommensstarke Haushalte durchschnittlich belastet (Variante C, E). 

Variante E setzt jedoch wesentlich früher Anreize für CO2-mindernde Maßnahmen 

als Variante C, die erst ab 2030 Anreize bietet, weil in Variante C die Kosten für die 

CO2-Bepreisung durch die Kopf-Pauschale überkompensiert wird. Die Pro-Kopf-

Pauschale schafft zudem mehr Bürokratie. Ihre rechtliche Umsetzbarkeit ist 

unsicher. 

 

                                                                 
15 jeweils ein Dezil enthält rechnerisch 10 Prozent der Stichproben) 
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https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/01/Wirkungen_CO2_Abgabekonzept_2019_01_24.pdf
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Verdienste/Realloehne-Nettoverdienste/Publikationen/Downloads-Realloehne-Nettoverdienste/reallohnindex-xlsx-5623209.xlsx?__blob=publicationFile&v=8
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5.6 Variante D: CO2-Steuersätze auf fossile Energieträger bei Wärme und Verkehr 

(Non-ETS); CO2-Preis 2020: 80 Euro + 5Euro pro Tonne & Jahr; 

Gegenfinanzierung EEG-, KWKG-Umlage und Energiesteuer auf fossile 

Brennstoffe (Wärme) 

Das finanzielle Aufkommen aus einer CO2-Abgabe auf fossile Energieträger aus Wärme und 

Verkehr durch Haushalte und Unternehmen (Non-ETS) würde zwischen 2020-2025 bei etwa 

26-27 Mrd. Euro liegen und dann langsam sinken (Abbildung 12). 

 
Abbildung 12 Aufkommensentwicklung der CO2 Abgabe bei einem anfänglichen CO2-Preis bei Gewerbe und 

Haushalten von 80 Euro und einem jährlichen Anstiegspfad von 5 Euro pro Tonne CO2e gemäß 

dem Szenario Nitsch 2019 Klima-19 OPT 

 

Wirkung und Bewertung 

Das Aufkommen mit anfänglichen Energiesteuersätzen nur im Non-ETS entsprechend einem 
CO2-Preis von 80 Euro würden ausreichen, um die bisherigen Steuern und Umlagen auf 
Energie gegenfinanzieren zu können. Die finanziellen Auswirkungen für den Haushalt mit 
durchschnittlichen Energiekosten führen allerdings zu keiner anfänglichen Entlastung (vgl. 
Abbildung 13). 
 

 
Abbildung 13 Finanzielle Auswirkungen für den durchschnittlichen Haushalt mit 2 Personen in Deutschland 

mit einer steigenden CO2-Abgabe gemäß Variante D ohne jede Maßnahme zur Einsparung 

von Treibhausgasen zur Gegenfinanzierung der EEG-Umlage, der KWK-G-Umlage sowie der 

Energiesteuern auf fossile Brennstoffe.( Energieverbräuche und Kostenansätze Tabelle 5 und 

Tabelle 7 im Anhang). 
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Exkurs zum Bürokratieabbau 

Selbst für Experten ist die Zahl der sich zum Teil widersprechenden Regelungen im 
Energierecht kaum mehr überschaubar. Immer mehr Bereiche sind gesetzlich geregelt und 
aufgrund erfolgreicher Lobbyarbeit mit zahlreichen Ausnahmen (Privilegien) versehen. 
Einmal gewährte Privilegien erscheinen wie in Beton gegossen. Trotz aller Beteuerungen aus 
der Politik, den Abbau von Bürokratie und Vereinfachung voranzutreiben, ist die 
gesetzgeberische Praxis geprägt von zunehmender Komplexität. So hatte z.B. das erste EEG 
vom 29.3.2000 fünf Seiten und zwölf Paragraphen. Die Novelle des EEG vom 24.7.2014 
umfasst bereits 104 Paragraphen und 67 Seiten. Und nach der Novelle ist vor der Novelle bei 
immer geringerer zeitlicher Abfolge. Gleichzeitig versuchen immer mehr Akteure, Einfluss auf 
diese Gesetzgebung zu nehmen. Statt ihre Geschäftsmodelle an die Anforderungen des 
Klimaschutzes anzupassen, versuchen sie, alte Besitzstände zu wahren. Sie verhindern oder 
erschweren damit u.a. auch zahlreiche technische und strukturelle Innovationen, die für eine 
deutliche Reduktion von THG erforderlich sind. 
Für die breite Akzeptanz der erneuerbaren Energien und die erhebliche Reduktion ihrer 
Kosten waren die festen Einspeisevergütungen des EEG notwendig. Parallel zum EEG wurde 
aber versäumt, die bestehenden Strukturen – z.B. den nur an Grenzkosten (Betriebskosten) 
orientierten Strommarkt - an die Erfordernisse des Klimaschutzes und der damit verbundenen 
erneuerbaren Energien anzupassen. Letztere haben nur geringe Betriebs- und vor allem keine 
Brennstoffkosten und damit Grenzkosten nahe Null. Viele Paragraphen würden bei einer 
Umsetzung ohne Ausnahmen einer CO2-orientierten Reform der bestehenden Steuern und 
Umlagen auf Energie ihre Bedeutung verlieren und damit zu einem großen Abbau von 
Bürokratie führen. 

Exkurs: Alternative Finanzierung des EEG-Umlagekontos 

Die EEG-Umlage (Differenzkosten aus den Vergütungszahlungen an die Anlagenbauer 
abzüglich der durch den Verkauf des EEG-Stroms erzielten Einnahmen) lässt Strompreise 
generell steigen und macht damit auch erneuerbaren Strom unnötig teuer. Die jetzige 
Regelung ist damit für viele Geschäftsmodelle der Energiewende eine Innovationsbremse. Die 
CO2-Preis-orientierte Gegenfinanzierung der EEG-Umlage könnte eine Auseinandersetzung 
um Ausnahmeregelungen beenden; auch Technologien für die integrierte Energiewende, wie 
physikalische und chemische Speicher, bekommen mit steigenden CO2-Preisen eine 
ökonomische Perspektive. Insbesondere für die Power to X -Technologien ist kostengünstiger 
Strom eine unverzichtbare Voraussetzung. 
Die Gegenfinanzierung insbesondere der EEG-Umlage gehört daher für eine Energiewende 
zu den wirksamsten und damit zu den prioritär zu berücksichtigenden Vorschlägen zur 
Mittelverwendung des Aufkommens aus einer CO2-Bepreisung. Hierzu liegen bereits 
zahlreiche Berechnungen zur finanziellen Auswirkung insbesondere auf Unternehmen (IHK 
2016) vor. 

Exkurs: Stromsteuer 

Mit zunehmendem Anteil der Erneuerbaren an der Stromerzeugung wird Strom zunehmend 
auch im Wärme- und Verkehrsbereich eingesetzt werden. Die Stromsteuer ist damit die 
einzige Energiesteuer, deren Aufkommen perspektivisch steigen und nicht sinken wird. Wenn 
sich die Politik entscheidet, die Stromsteuer zu erhalten, dann bietet sich an, diese 
Mehreinnahmen für die Förderung von Maßnahmen im Rahmen von vertraglich 
abgesicherten Vereinbarungen zur Emissionsminderung der Grundstoffindustrie einzusetzen. 
 

• Einnahmeverwendung und Begleitmaßnahmen entscheiden über Sozialverträglich-

keit, den Mehr- oder Minderaufwand an Bürokratie und die Akzeptanz geänderter 

Steuersätze auf fossile Energieträger wie Kohle, Erdgas und Erdöl. 

• Die langjährige Entwicklung der Energiekosten durch eine CO2-Bepreisung für 

Haushalte, die keine Maßnahmen zur Einsparung von Treibhausgasen vornehmen, 

sind ein weiterer Indikator für die potentielle Lenkungswirkung einer CO2-

Bepreisung. 

 

  

https://www.ihk-nuernberg.de/de/media/PDF/Innovation-Umwelt/Energie/bihk-broschuere-alternative-finanzierung-des-eeg-umlagekontos.pdf
https://www.ihk-nuernberg.de/de/media/PDF/Innovation-Umwelt/Energie/bihk-broschuere-alternative-finanzierung-des-eeg-umlagekontos.pdf
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5.7 Variante E: Einheitliche am Treibhausgaspotential ausgerichtete Steuersätze 

auf fossile Energieträger in allen Sektoren (als Mindestpreis ETS); CO2-Preis 

2020: 40 Euro + 5 Euro pro Tonne & Jahr; Gegenfinanzierung Stromsteuer, 

EEG-, KWKG-Umlage, Heizsteuern 

 
Das finanzielle Aufkommen aus einer CO2-Abgabe auf fossile Energieträger in allen Sektoren 
würde 2020 anfänglich bei etwa 30 Mrd. Euro bis 2025 auf ca. 36 Mrd. Euro ansteigen, um 
dann gemäß dem Energieszenario stetig zu sinken (vgl. Abbildung 14). 

 

 
 
Abbildung 14 Aufkommensentwicklung der CO2 Abgabe bei einem anfänglichen CO2-Preis in allen Bereichen 

(als Mindestpreis im ETS) von 40 Euro und einem jährlichen Anstiegspfad von 5 Euro pro 

Tonne CO2e gemäß dem Szenario Nitsch 2019 Klima-19 OPT 

 

Wirkung und Bewertung 

Abbildung 15 zeigt die Energiepreisebestandteile 2018, Abbildung 16 die Veränderungen mit 
einer Gegenfinanzierung der EEG-, KWK-G Umlage, Stromsteuer und Energiesteuern auf 
fossile Heizstoffe) im Rahmen einer CO2-Preis-orientierten Reform der Steuern und Umlagen 
auf Energie. 

 
 

Abbildung 15 Energiepreise 2018 und ihre Preisbestandteile. Industrie I: Mittelwert nicht privilegierte 

Industrie; Industrie II: Strompreis für maximal privilegierte Industrie 

                                 *) §19 Strom NEV-Umlage; Offshore-Haftungsumlage; Umlage abschaltbare Lasten, Steuern auf 

Heizöl S und Kohle (Endenergie) vernachlässigbar, Quellen: BDEW-Strompreisanalyse, Mai 

2018; BMWi- Zahlen und Fakten; August 2018; Ölpreise Nov. 2018;  
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Abbildung 16 Änderung der Energiepreise 2018 und ihre Preisbestandteile bei einer CO2-Preis-orientierten 

Reform der Steuern und Umlagen  durch Gegenfinanzierung EEG-, KWK-G Umlage, 

Stromsteuer und Energiesteuern auf fossile Heizstoffe. 

 
Durch eine ausnahmslose CO2-Bepreisung fossiler Brenn- und Kraftstoffe ergibt sich eine 
wesentlich ausgewogenere Finanzierung der Energiesteuern und Umlagen als bisher. 

 
 
 

 
Abbildung 17 Finanzielle Auswirkungen (ohne Inflationsausgleich) für den durchschnittlichen Haushalt in 

Deutschland mit einer steigenden CO2-Abgabe gemäß Variante E ohne jede Maßnahme zur 

Einsparung von Treibhausgasen. (Energieverbräuche und Kostenansätze Tabelle 5 und Tabelle 

7 im Anhang). 

 
Abbildung 17 zeigt die finanziellen Auswirkungen auf einen durchschnittlichen Haushalt. Der 
überwiegende Teil der Haushalte würde anfänglich nicht zusätzlich belastet oder sogar 
entlastet. Die Verursacher hoher THG würden mit einem wirksamen CO2-Preis in den 
Bereichen Strom, Wärme und Verkehr stärker an den Klimaschadenskosten beteiligt. Die 
Energiekosten von 2020 (2811 Euro pro Jahr) würden durchschnittlich bis 2030 (3271 Euro 
pro Jahr) um 460 Euro im Jahr steigen, wenn der Haushalt weder sein Verhalten noch seinen 
Energieverbrauch ändern würde. In der Variante C (Senkung Stromsteuer, Gegenfinanzierung 
Energiesteuer auf fossile Heizstoffe und Rückverteilung der Einnahmen pro Kopf) beträgt der 
Anstieg der Energiekosten bis 2030 durchschnittlich lediglich 226 Euro steigen. Der Anreiz für 
die Reduktion der Emissionen ist also in Variante E deutlich höher. 
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Abbildung 18 Finanzielle Auswirkungen für den durchschnittlichen Haushalt in Deutschland mit einer 

steigenden CO2-Abgabe gemäß Variante E durch Einsatz einer Solarstromanlage ab 202116 zur 

Eigenversorgung, 2024 seinen Diesel durch ein Elektrofahrzeug ersetzt17 und bis 2030 seine 

Heizung um eine Wärmepumpe ergänzt hat 18(Energieverbräuche und Kostenansätze Tabelle 

5 und Tabelle 7 im Anhang.) 

 
In Abbildung 18 werden beispielhaft die finanziellen Auswirkungen der CO2-Preisreform auf 
die Energiekosten (ohne Investitionskosten) dargestellt, wenn der durchschnittliche Haushalt 
bis 2021 eine Solarstromanlage zur Eigenversorgung errichtet, im Jahr 2024 seinen Diesel 
durch ein Elektrofahrzeug ersetzt und bis 2030 seine Heizung um eine Wärmepumpe ergänzt 
hat. Zwischen 2020 bis 2030 kann er so seine Energiekosten trotz steigender CO2-Abgabe um 
rund 1.000 Euro pro Jahr senken. 

Auswirkungen auf Unternehmen 

Für 70 Prozent der mittelständischen Unternehmen19  beträgt der Anteil der Energiekosten 
an den Gesamtkosten mit einem Anteil von unter fünf Prozent eine (KfW 2018) 
untergeordnete Rolle. Der Anteil der Energiekosten an den Gesamtkosten der Unternehmen 
hat im Zeitraum 2013 bis 2017 auf Grund gesunkener Energiepreise abgenommen. Mit einer 
CO2-Preisreform gäbe es für viele Unternehmen den notwendigen und marktkonformen 
Anreiz in Technologien zum Ausbau erneuerbarer Energien und Energieeffizienz zu 
investieren. 
Für alle Unternehmen, die überwiegend nur im nationalen Wettbewerb stehen, führen 
höhere Preise fossiler Energieträger zum Wettbewerb um die besten Einsparungskonzepte 
fossiler Energie, entweder durch Effizienzmaßnahmen oder durch erneuerbare Energien.  
Für viele Unternehmen haben einige der untersuchten Varianten anfänglich sogar 
wirtschaftlich entlastende Wirkungen (vgl. Abbildung 20 und Abbildung 21) und bieten 
trotzdem Anreize, fossile Energieträger einzusparen. 
 
 

                                                                 
16 3 kWel. mit ca. 30 Prozent Eigenstromanteil ab 2022, geringerer Strombezug von 965 kWh 

17 Wegfall der Energiekosten durch Treibstoffe, ca. 1.635 Euro pro Jahr, erhöhter Strombedarf von 2.651 kWh, 
entspricht 13.257 km a 20 kWh/100 km 

18 Reduktion des Erdgasbedarfs zur Wärmerzeugung um 40 Prozent bzw. 7.486 kwh 

19 max. 500 Mio. Euro Umsatz pro Jahr 
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Abbildung 19 Finanzielle Auswirkungen auf ein durchschnittliches Unternehmen im GHD-Sektor mit 20 

Mitarbeitern im Jahr 2014 (Datenquelle IHK 2016) mit einer steigenden CO2-Abgabe gemäß 

Variante E  ohne jede Maßnahme zur Einsparung von Treibhausgasen. 

 
 

 
Abbildung 20 Finanzielle Auswirkungen auf ein durchschnittliches Unternehmen des produzierenden 

Gewerbes mit 200 Mitarbeitern im Jahr 2014 (Datenquelle IHK 2016) mit einer steigenden 

CO2-Abgabe gemäß  Variante E ohne jede Maßnahme zur Einsparung von Treibhausgasen. 

 
Abbildung 21 zeigt die finanzielle Auswirkungen gegenüber Abbildung 20 ohne Gegen-
finanzierung der Stromsteuer und Abbildung 22 ohne Gegenfinanzierung der EEG-Umlage. Im 
ersten Fall gibt es eine finanzielle Entlastung nur bis 2028 und im zweiten Fall überhaupt keine 
anfängliche Entlastung.  
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Abbildung 21 Finanzielle Auswirkungen auf ein durchschnittliches Unternehmen des produzierenden 

Gewerbes mit 200 Mitarbeitern im Jahr 2014 (Datenquelle IHK 2016) mit einer steigenden 

CO2-Abgabe gemäß Variante E  zur Gegenfinanzierung von EEG-, KWK-G Umlage, sowie 

Energiesteuern auf fossile Heizstoffe ohne jede Maßnahme zur Einsparung von 

Treibhausgasen. 

 
 

 
Abbildung 22 Finanzielle Auswirkungen auf ein durchschnittliches Unternehmen des produzierenden 

Gewerbes mit 200 Mitarbeitern im Jahr 2014 (Datenquelle IHK 2016) mit einer steigenden 

CO2-Abgabe (gemäß Variante E jedoch ohne Gegenfinanzierung EEG-Umlage ohne jede 

Maßnahme zur Einsparung von Treibhausgasen. 

 

• Gleiche Einstiegspreise für CO2 über alle Sektoren (beim Emissionshandel mit CO2-

Mindestpreis) in Höhe von 40 Euroj eTonne mobilisieren anfänglich das größte 

Aufkommen mit rund 30 Mrd. Euro pro Jahr (Variante E). Bei der Mittelverwendung 

bietet sich prioritär die Gegenfinanzierung von EEG-Umlage, KWKG-Umlage und 

den Energiesteuern auf Brennstoffe (Wärme) an (auch Variante D), da diese neben 

positiven Verteilungswirkungen bei vielen Unternehmen und vor allem 

einkommensschwachen Haushalten infolge der Strompreisabsenkung zusätzlich 

verstärkt Fehlanreize korrigiert, den effizienten Einsatz erneuerbaren Stroms bei 

Wärme und Verkehr gegenüber fossilen Heiz- oder Kraftstoffen fördert 

(Sektorenkopplung) und am stärksten zum Bürokratieabbau beitragen kann. 

• Bei der Einkommensverwendung bietet sich prioritär die Gegenfinanzierung von 

EEG-Umlage, KWKG-Umlage und den Energiesteuern auf Brennstoffe (Wärme) an 

(Varianten D und E). Diese hat positive Verteilungswirkungen bei vielen Unter-

nehmen und vor allem einkommensschwachen Haushalten, korrigiert Fehlanreize, 

fördert den effizienten Einsatz regenerativen Stroms bei Wärme und Verkehr 

gegenüber fossilen Heiz- oder Kraftstoffen (Sektorenkopplung) und baut Bürokratie 

ab. 

• Eine CO2-Preis orientierte Energiepreisreform ist als ökonomische Grundlage ein 

wesentlicher Bausteineiner erfolgreichen Klimaschutzstrategie. Gezielte, nach 

Sektoren differenzierte Begleitmaßnahmen müssen die Energiepreisreform jedoch 

ergänzen. 

6 Begleitmaßnahmen 

Eine CO2-Bepreisung ist kein Ersatz für einen umfassenden Maßnahmenkatalog zum 
Klimaschutz, sondern nur die notwendige ökonomische Grundlage, um Maßnahmen zum 
Klimaschutz auch wirtschaftlich umsetzen zu können. 
Deutschland kann seine Klimaziele sozialverträglich erreichen, wenn es CO2-Bepreisung (mit 
Begleitmaßnahmen), Steuer- und Ordnungsrecht aufeinander abstimmt.  
Um den sozialen (Sozialpolitik) und wirtschaftlichen (Wirtschaftspolitik) Härten THG-
orientierter geänderter Steuersätze (Klimapolitik) angemessen zu begegnen, braucht es 
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wenige Begleitmaßnahmen (vgl. Kapitel 6.1 bis 6.4), die weitgehend unabhängig vom Mech-
anismus der Preisbildung sind. Sie sind umsetzbar, ohne die Lenkungswirkung des In-
strumentes CO2-Bepreisung für den Klimaschutz zu schmälern. 
Zusätzlich braucht es weitere Maßnahmen, um die Wirkung eines CO2-Preises zu verbessern 
(vgl. z.B. Kapitel 6.5 und 6.6), sowie weitere Maßnahmen, um die Klimaschutzziele zu 
erreichen. 

6.1 Energie- bzw. treibhausgasintensive Unternehmen 

Bei einer einheitlichen CO2-Bepreisung fossiler Brenn- und Kraftstoffe anfänglich in Höhe von 
40 Euro pro Tonne würde die energieintensive Industrie mit etwa drei Mrd. Euro pro Jahr 
mehr an den Klimaschadenskosten aus der Verbrennung fossiler Energien beteiligt (Nitsch 
2018). 
Dies wäre angesichts der derzeitigen Privilegien der Industrie in Höhe von mehr als zehn Mrd. 
Euro ein eher „sanfter“ Einstieg in eine verursachergerechtere Verteilung der Kosten der 
Energiewende (vgl. Drucksache 19/7654) und „überfordert“ daher die Industrie insgesamt 
nicht. Für rund 80 Prozent der Wertschöpfung des verarbeitenden Gewerbes in Deutschland, 
wie Maschinenbau, Textilien oder Lebensmittel würde sich eine CO2-Bepreisung gemäß 
Variante E überwiegend entlastend auswirken. Grund für die Entlastung ist die deutliche 
Verringerung des Strompreises, die höheren Preisen für Wärme und Transport gegen-
überstehen. 
 
Von finanziellen Belastungen sind überwiegend Prozesse zur Produktion der Grundstoffe wie 
Zement, Stahl, Aluminium sowie der Petrochemie betroffen. Diese stehen auch weltweit für 
rund ein Viertel der globalen CO2-Emissionen. Tatsächliche wirtschaftliche Härten einzelner 
Unternehmen könnten etwa mit einem Grenzsteuerausgleich, eine Konsumabgabe (DIW 
2016, DIW 2018b, DIW 2019) oder der Förderung emissionsärmerer Produktionsverfahren 
nach bestehenden Benchmarks aufgefangen werden. 
Neben Grenzsteuerausgleich, Konsumabgabe und der Förderung emissionsärmerer Pro-
duktionsverfahren könnten, wie in der Schweiz, verbindliche Vereinbarungen zu einem 
Emissionsreduktionspfad mit einzelnen Unternehmen getroffen werden, die die Investitions-
zyklen der jeweiligen Unternehmen berücksichtigen. 

6.2 Einkommensschwache Haushalte 

Dem Sachverständigenrat für Umweltfragen [SRU 2016] zur Folge stehen über die sozialen 
Transferleistungen hinaus grundsätzlich drei Handlungsfelder zur Verfügung, mit denen nicht 
nur von sozialen Härten Betroffene, sondern auch Haushalte außerhalb der Sozialleistungen 
erreicht werden können. Dazu gehören  

• Instrumente, die gezielt den erforderlichen Energiebezug in einkommens-
schwachen Haushalten mindern, und so deren Energiekostenbelastung 
reduzieren. 

• Maßnahmen, die zu einer veränderten Struktur der Energiepreise führen; sie 
zielen vor allem auf eine soziale Abfederung von Energiepreissteigerungen ab.  

• Veränderungen des rechtlichen und förderpolitischen Rahmens für energetische 
Gebäudesanierungen, um indirekte Wohnkostensteigerungen für Mietende zu 
mindern und den Energieeinspareffekt in den Vordergrund zu stellen. 

Neben der eigenen Erzeugung ist die Verbrauchsreduktion ein zentraler Hebel zur 
Energiekostensenkung für Haushalte. Durch eine Erhöhung der Preiselastizität kann ein 
gegebenes Emissionsminderungsziel mit einem geringeren Energiepreisanstieg erreicht 
werden. Allerdings verfügen einkommensschwache Mietende nur über begrenzte 
Investitionsmittel für Maßnahmen zur Effizienzsteigerung. Auch die energetische Qualität 
eines Gebäudes oder die Art des eingesetzten Energieträgers oder die Art der Heizung können 
sie in der Regel nicht beeinflussen. Zudem gehören zur Senkung des Stromverbrauchs 
effiziente Produkte, welche sich einkommensschwache Haushalte oftmals nicht leisten 
können. Ein geförderter Austausch von ineffizienten Geräten kann die Hemmnisse beseitigen. 
Am erfolgversprechendsten sind hier Förderprogramme, die Energieberatung und Finan-
zierungshilfen proaktiv, wie z.B. in Bottrop oder Hannover, miteinander verknüpfen.  
Die verbesserte und zeitnahe Information der Haushalte über ihre individuellen tatsächlichen 
Verbräuche kann einen Beitrag zu einem effizienteren Umgang mit Energie (z.B. Energies-
parchecks der Caritas) leisten. Auch mit Hilfe von Verbrauchsfreimengen, die je nach Haus-

https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2018/11/201811_Auswirkungen-einer-CO2-Abgabe-auf-die-Industrie_EM.pdf
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2018/11/201811_Auswirkungen-einer-CO2-Abgabe-auf-die-Industrie_EM.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/076/1907654.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.534227.de/diwkompakt_2016-111.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.534227.de/diwkompakt_2016-111.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.592920.de/18-26-3.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.620375.de/19-18-4.pdf
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/01_Umweltgutachten/2016_2020/2016_Umweltgutachten_Kap_03.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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haltsgröße und -zusammensetzung gestaffelt werden, würden einkommensschwache Haus-
halte entlastet werden. Zudem können progressive Arbeitspreise für Entlastung sorgen, 
indem sie den Energiebezug vergünstigen. Je höher der Energiebezug wird, umso teurer 
werden damit die letzten bezogenen Energieeinheiten. Der SRU schlägt darüber hinaus vor, 
für alle Haushalte unabhängig von ihrem Verbrauch und ihrer Bonität sogenannte „Inklusiv-
kontigente“ einzuführen. Damit würden einkommensschwachen Haushalten nicht wie bisher 
im Regelfall in teure Grundtarife eingestuft, sondern ein gesichertes Stromkontingent zur 
Verfügung gestellt werden. Die Menge sollte so ausgestaltet werden, dass unerwünschte 
Folgen für Effizienzanreize vermieden werden.  
Während sich Maßnahmen für einen effizienten Energieeinsatz im Bereich Strom 
überwiegend an den Nutzer richten, adressieren Maßnahmen im Wärmebereich mit 
Ausnahme von Information und Beratung in erster Linie Gebäudeeigentümer. Um aber die 
spezifischen Auswirkungen der energetischen Sanierung auf Haushalte in der Grundsicherung 
abzufedern, ist es notwendig, dabei den energetischen Zustand des Wohnraums in die 
Festlegung der Angemessenheitsgrenze einfließen zu lassen (Klimabonus wie in Bielefeld oder 
Klimawohngeld für einkommensschwache Haushalte). Dadurch kann dem Umstand 
Rechnung getragen werden, dass sich bei energetisch saniertem Wohnraum zwar die 
Kaltmiete erhöht, dafür aber die Heizkosten sinken. Auf diese Weise würden Vermietende, 
die Wohnungen an einkommensschwache Haushalte vermietet haben, verstärkt zu 
energetischen Sanierungen angereizt. Da die Heizkosten ebenfalls vom Leistungsträger 
übernommen werden, wären mit einer Anhebung der angemessenen Kaltmiete bei hoher 
energetischer Qualität der Wohnung keine oder nur geringe öffentliche Mehrausgaben 
verbunden. Eine am energetischen Gebäudezustand orientierte Gesamtangemessenheits-
grenze hat zudem den Vorteil, dass sie eine bislang fast völlig fehlende Anreizwirkung zum 
energieeffizienten Nutzerverhalten bewirken könnte.  
 

6.3 Pendelnde 

2007 wollte der Gesetzgeber zur Haushaltskonsolidierung die Entfernungspauschale erst ab 
20 Entfernungskilometer gewähren. Das Bundesverfassungsgericht stellte jedoch die 
Verfassungswidrigkeit dieser Regelung fest, da eine Haushaltskonsolidierung für eine 
verfassungskonforme Begründung der Neuregelung allein nicht ausreiche. Auf eine mögliche 
gesetzliche Umgestaltung nach umweltpolitischen Gesichtspunkten wurde vom 
Bundesverfassungsgericht ausdrücklich hingewiesen [UBA 2017].  
Unzumutbare Härten für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit sehr hohem Anteil der 
Wegekosten am Einkommen könnte der Gesetzgeber vermeiden, indem er Wegekosten 
zwischen Wohn- und Arbeitsort als außergewöhnliche Belastung bei der Einkommensteuer 
statt Entfernungspauschale steuermindernd anerkennt.  
Darüber hinaus stehen in vielen Fällen zahlreiche individuelle Entlastungsmöglichkeiten wie 
ein sparsameres Auto, der Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel, das Fahrrad oder Pedelec, 
Fahrgemeinschaften, das inzwischen steuerbefreite Jobticket und vieles mehr zur Verfügung. 
Weitere staatliche Maßnahmen wie der Ausbau von Fernradwegen oder 
Arbeitgeberprogramme für Pendelnde, die z.B. Fahrgemeinschaften unterstützen, würden 
das Spektrum der Alternativen zum eigenen Auto mit fossilen Verbrennungsmotor zusätzlich 
erweitern. Vor diesem Hintergrund ist die vergleichsweise geringe Mehrbelastung eines 
durchschnittlichen Pendelnden durch eine CO2-Abgabe, die den Klimaschutz effektiv 
unterstützt und damit die gesellschaftlichen Klimaschäden vermindert, vertretbar und würde 
bei einem transparent festgelegten und planungssicheren Anstiegspfad eine entsprechende 
Lenkungswirkung auch im Verkehrsbereich durch Umstieg auf treibhausgasärmere 
Mobilitätsangebote entfalten. Diese werden mit ansteigender CO2-Abgabe finanziell 
attraktiver. 

 

6.4 Gebäudeeigentümer (Mieter/Vermieter-Dilemma) 

Was den Klimaschutz und damit den Wärmebedarf und die Wärmeerzeugung eines Gebäudes 
angeht, gibt es noch erheblichen gesetzgeberischen Nachholbedarf. Denn ein Mietender hat 
nur begrenzten Einfluss auf den Wärmebedarf und die Energieerzeugung eines Gebäudes. 
Das sogenannte „Vermieter-Mieter-Dilemma“ beschreibt den Umstand, dass eine 
energietechnische Optimierung vermieteter Gebäude zu Lasten der investierenden 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/uba_fachbroschuere_umweltschaedliche-subventionen_bf.pdf
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Gebäudeeigentümer und aufgrund der sinkenden Betriebskosten zu Gunsten der Mietenden 
geht, die allerdings in vielen Fällen von der steigenden Kaltmiete wieder kompensiert wird.  
Bei vermieteten Bestandsgebäuden reicht eine CO2-Abgabe als ökonomischer Anreiz daher 
allein nicht aus, um die Klimaschutzziele zu erreichen. Denn diese würde allein der Mietende 
zahlen. Hier fehlt es an einem gesetzlichen Rahmen, der auch Gebäudeeigentümer gemäß 
Artikel 14 Absatz 2 Grundgesetz „Eigentum verpflichtet“ auch bei Bestandsgebäuden in die 
Pflicht nimmt, sich an den Kosten, den Wärmeschutz zu verbessern und die Heizung zu 
erneuern und zunehmend auf regenerative Erzeugungsarten umzustellen, beteiligt [NABU 
2012]. 
Um das Vermieter-Mieter-Dilemma zu lösen sowie soziale und wirtschaftliche Härten zu 
mildern, ist eine Umstellung des Fördersystems notwendig. Zukünftig sollten Fördergelder 
aus Steuermitteln zum überwiegenden Teil zur Deckung der wirtschaftlichen Lücke zwischen 
den energiebedingten Mehrkosten und den Energiekosteneinsparungen verwendet werden. 
Gebäudeeigentümer mit begrenzt zur Verfügung stehenden Mitteln werden so unterstützt, 
Klimaschutzmaßnahmen zu finanzieren. Gleichzeitig sollte die Umlagefähigkeit solcher 
energiebedingten Modernisierungskosten auf die Mietenden nicht möglich sein, um diese 
nicht zusätzlich durch steigende Kaltmieten zu belasten. Gleichzeitig könnte die Umlage auf 
die Miete in einem bestimmten Zeitraum gedeckelt werden. Das Mietrecht ist dahingehend 
entsprechend anzupassen (§ 559 BGB). 
Zudem ist es notwendig, dass sich Gebäudeeigentümer finanziell am Klimaschutz beteiligen. 
Das Energiesparrecht sollte so verändert werden, dass Eigentümer von Bestandsgebäuden 
stärker in die Pflicht genommen werden, energetische Bauteile und die Heizungsanlage zu 
modernisieren. Zusätzliche Anreize können durch steuerliche Förderung für die energetische 
Sanierung geschaffen werden, die u.a. durch perspektivische Einnahmeüberschüsse aus der 
CO2-Abgabe, die nicht wie hier vorgeschlagen in die Gegenfinanzierung bestehender Steuern 
und Umlagen fließen, finanziert werden. 
 

6.5 Abschaffen weiterer klimaschädlicher Subventionen/Entlastungen 

Mit der in den Varianten D und E diskutierten Reformen zu einer CO2-Preis reformierten 
Reform der Steuern und Umlagen auf Energie werden bereits zahlreiche klimaschädliche 
Ausnahmen/Entlastungen der Grundstoffindustrie und des produzierten Gewerbes bei der 
Strom- und Energiesteuer sowie der EEG- und KWKG-Umlage in Milliardenhöhe und damit 
Fehlanreize korrigiert. Unternehmen, aber auch Verbraucherinnen und Verbraucher, haben 
somit mehr Anreize Emissionen und Energie zu sparen. 
Darüber hinaus stellt der Kieler Subventionsbericht (ifw 2018, Tabelle 8 & 9) viele weitere 
Finanzhilfen des Bundes und Steuervergünstigungen dar, die hinsichtlich ihrer Klimaschäd-
lichkeit systematisch hinterfragt und ggf. korrigiert werden müssen (vgl. auch UBA 2017). 
 

6.6 Strommarktdesign am Klimaschutz ausrichten - Flexibilität belohnen  

Für den gegenwärtigen Stromhandel ist Mitteleuropa eine „Kupferplatte“. D.h., dass die 
Preisfindung ohne Berücksichtigung der Entfernung zwischen Erzeuger und Verbraucher 
stattfindet und unabhängig davon ist, ob es sich um erneuerbare oder fossile Erzeugung 
handelt. Fluktuierend einspeisende Photovoltaik- und Windkraftwerke mit Grenzkosten nahe 
bei null können am Terminmarkt aufgrund ihrer Abhängigkeit von Sonne und Wind derzeit 
nicht teilnehmen. Damit bestimmen beim derzeitigen Strommarktdesign die Erzeuger 
fossilen Stroms durch ihre beherrschende Stellung im Markt den Preis für die Erneuerbaren. 
Ein gewisser Teil der Einspeisung aus konventionellen Kraftwerken reagiert nur unflexibel auf 
Börsenpreise und speist auch bei negativen Börsenpreisen ein. Um dezentral erzeugten Strom 
aus Sonne Wind und z.B. aus erdgasbetriebenen Blockheizkraftwerken (virtuelle Kraftwerke) 
auch in der Dunkelflaute gemeinsam am Terminmarkt anbieten zu können, müsste man 
derzeit einen „riskanten Hedgefond“ gründen, um das damit einhergehende Risiko rechtlich 
tragen zu dürfen. Die Randbedingungen müssen so geändert werden, dass durch Belohnung 
von Flexibilität das Risiko für den Aufbau solcher virtuellen Kraftwerkskapazitäten zur Teil-
nahme am Terminmarkt verringert wird, damit daran auch kommunale Unternehmen und 
Energiegenossenschaften teilnehmen können. 

https://www.nabu.de/umwelt-und-ressourcen/energie/energieeffizienz-und-gebaeudesanierung/gesetze-und-verordnungen/15689.html
https://www.nabu.de/umwelt-und-ressourcen/energie/energieeffizienz-und-gebaeudesanierung/gesetze-und-verordnungen/15689.html
https://www.ifw-kiel.de/de/publikationen/kieler-beitraege-zur-wirtschaftspolitik/kieler-subventionsbericht-und-die-kieler-subventionsampel-finanzhilfen-des-bundes-und-steuerverguenstigungen-bis-2017-eine-aktualisierung-10199/
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/uba_fachbroschuere_umweltschaedliche-subventionen_bf.pdf


 

CO2 Abgabe e.V.: Grundlegende Varianten einer CO2-Bepreisung im Vergleich  • Seite 35 von 42 
 

Überarbeitung technischer Regeln für den Anschluss und die Einspeisung von 

Erneuerbaren oder dezentraler Stromerzeugung 

Windräder stehen öfter still als sie es müssten. Die Gründe dafür sind vielfältig. Zum einen 
sind einige fossile Kraftwerke nicht flexibel genug, zum anderen gibt es nicht ausreichend 
Leitungskapazitäten oder den fehlenden politischen Willen, den Windstrom in die 
Verbrauchsschwerpunkte nach Berlin und/oder Hamburg zu leiten. Ein dritter Grund aber ist 
kaum bekannt, nämlich dass die technischen Regeln eine Auslastung des Stromnetzes nach 
der technisch möglichen Strommenge bisher verhindern. Technisch gesehen könnten bereits 
die heutigen Stromnetze mit geringfügigen Modifikationen oft sehr viel mehr Erneuerbaren 
Strom aufnehmen als dies bisher durch die bestehenden Vorschriften zugelassen ist. Die 
technischen Regeln für den Anschluss und die Einspeisung von Erneuerbaren oder dezentraler 
Stromerzeugung sollten sich nach der technischen Aufnahmekapazität der jeweiligen Netze 
richten und nicht nach veralteten Grundsätzen oder Vorschriften. Das macht die Energie-
wende unnötig teuer (Redispatchkosten) und sollte daher gesetzlich geändert werden. 

7 Akzeptanz einer CO2-Bepreisung 

Entscheidend für die Zustimmung zu einer CO2-Bepreisung wird sein, ob die Einnahmen aus 
einer CO2-Bepreisung zu keinen Steuermehreinnahmen (aufkommensneutral) führen, 
sondern im Sinne des Klimaschutzes verursachergerecht erhoben (Lenkungswirkung) und 
sozial gerecht verwendet wird (Verteilungswirkung). Daher sehen nahezu alle Vorschläge in 
Deutschland - anders als es in Frankreich umgesetzt wurde - eine aufkommensneutrale 
Verwendung entweder durch Senkung anderer Steuern und Umlagen oder durch eine Rück-
vergütung, wie z.B. in der Schweiz, vor. In dieser Hinsicht sind keine grundsätzlichen 
Unterschiede zwischen den Varianten B, C und E festzustellen. Bei der Variante D führen 
höhere Einstiegspreise zu einer geringeren Akzeptanz. Bei der Ausweitung des 
Emissionshandels (Variante A) ist die Akzeptanz wegen fehlender Ausgestaltungsdetails (u.a. 
Cap, volatile Preise, Aufkommen) unklar. 
Eine breite Akzeptanz einer CO2-Abgabe wird aber auch davon abhängen, wie schnell sie zu 
einer Emissionsminderung beiträgt und ob andere Steuern im Gegenzug wegfallen.  
Für die Kommunikation und Akzeptanz einer Erweiterung der CO2-Bepreisung über den ETS 
hinaus kommt es daher darauf an, dass sie schnell und ausreichend Wirkung (Emissions-
minderung entsprechend der Minderungsziele) erzeugt und zeitgleich mit begleitenden Maß-
nahmen wirtschaftliche und soziale Härten zuverlässig ausgleicht. 
Die Bürgerinnen und Bürger bringen bei Befragungen zum Ausdruck, dass sie mehrheitlich 
dafür sind, den Ausstoß von Treibhausgasen zu bepreisen (Energie-Trendmonitor 2017; ; 
Spiegel 2018, VZBV 2019). 
Nach einer Umfrage vom Juni 2019 halten fast zwei Drittel der Wahlberechtigten (62 Prozent) 
eine CO2-orientierte Reform der Umlagen und Steuern auf Energie grundsätzlich für sinnvoll. 
Das zeigt eine neue repräsentative Umfrage von infratest dimap 2019 im Auftrag der Umwelt- 
und Entwicklungsorganisation Germanwatch, der Stiftung Neue Energie und des CO2-Abgabe 
e.V.  

8 Begriffserklärungen 

Grenzsteuerausgleich 

Wettbewerbsneutraler Grenzsteuerausgleich z.B. auf Primärprodukte der Grundstoff-
industrie (z.B. Stahl, NE-Metalle, Chemie, Papier) die im übernationalen Wettbewerb stehen, 
ähnlich dem Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer)-ausgleich an der Grenze. Sie wird erhoben auf 
Importe der Primärprodukte der Grundstoffindustrie, entsprechend dem im Inland 
erhobenen CO2‐Preis (ggf. abzgl. dem im jeweiligen Ausland erhobenen CO2-Preis). Aus 
pragmatischen Gründen basieren die Abgaben z.B. auf dem grundstoffspezifischen Durch-
schnitt der entsprechenden CO2-Preise, ggf. auch auf bekannten benchmarks der ent-
sprechenden Produktionsverfahren. Im gleichen Zug gibt es eine Rückerstattung in gleicher 
Höhe (ebenfalls Differenz zum jeweils erhobenen CO2-Preis im Ausland) auf den Export eines 
Primärproduktes der Grundstoffindustrie. Ein solcher Grenzsteuerausgleich kann wett-
bewerbsneutral und konform zum Welthandelsrecht umgesetzt werden (Yale 2015), 

https://www.stiebel-eltron.de/de/home/unternehmen/presse/pressemitteilungen/70Prozentco2.html
http://www.rwi-essen.de/presse/rwi-in-den-medien/181215_CO2-Abgabe
https://www.vzbv.de/meldung/fuer-einen-verbraucherfreundlichen-co2-preis
https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/06/dimap_Umfrage_CO2_Steuereform.pdf
https://ycsg.yale.edu/sites/default/files/files/conference.pdf
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insbesondere wenn er sich auf wenige Primärprodukte der Grundstoffindustrie beschränkt 
und die Berechnung auf Grundlage eines Mindestpreis oder einer Steuer erfolgt.  
Sowohl ausländische als auch inländische Grundstoffprodukte werden nach den gleichen 
(inländischen) Klimaschutzstandards besteuert. Ein Grenzsteuerausgleich kann grundsätzlich 
europäisch als auch national eingeführt werden. Ein Beispiel für einen nationalen 
Grenzsteuerausgleich ist seit 1990 aus Dänemark bekannt. Dort wird eine Primärbau-
stoffsteuer in Höhe von 0,67 Euro/m3 sowohl auf im Inland abgebaute Rohstoffe sowie 
importiertes Material erhoben. Sowohl für den Export wie den Import von Primärrohstoffen 
und Waren mit Rohstoffanteil wird ein entsprechender Grenzsteuerausgleich durchgeführt. 
Schweden hat 1996 eine ähnliche Steuer mit Grenzausgleich auf den Abbau von inländischem 
und Import Kies, Sand und Bruchstein eingeführt, jedoch ohne Rückerstattung für Exporteure. 
(Postpischil & Jacob 2017) 

Konsumabgabe 

Die Konsumabgabe wird nur bei sehr energie- bzw. treibhausgasintensiven Unternehmen der 
Grundstoffindustrie erhoben. Als CO2-Preis auf den Einsatz fossiler Energien wird er über die 
SAP-Programme ähnlich wie die Umsatzsteuer auf das Endprodukt umgelegt. Die Kosten 
bleiben also nicht beim Unternehmen hängen, sondern werden zum Konsumenten durch-
gereicht. Aus den Einnahmen sollen zweckgebunden und benchmarkgetrieben Investitionen 
in die „Dekarbonisierung“ der Grundstoffindustrie unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Investitionszyklen finanziert werden (DIW 2016, DIW 2018b, DIW 2019) .  

Marktstabiltätsreserve und backloading 

Als erste Maßnahme zum Abbau des Überschusses an ETS Zertifikaten wurde in den Jahren 
2014, 2015 und 2016 die Versteigerung von insgesamt 900 Mio. Berechtigungen zurück-
gehalten (sogenanntes Backloading). Um die Überschüsse an ETS Zertifikaten weiter zu 
reduzieren wurde zum 01.01.2019 die Marktstabilitätsreserve (MSR) eingeführt und die 
Berechtigungen aus dem backloading in die MSR überführt. Die MSR reduziert die jährlichen 
Auktionsmengen, wenn zu viele Berechtigungen im Umlauf sind oder gibt wieder 
Emissionsberechtigungen aus der MSR aus, wenn ein definierter Toleranzbereich (400 Mio. 
bis 833 Mio. Berechtigungen) über- oder unterschritten wird. Zwischen 2019 und 2023 
werden die Auktionsmengen jährlich um einen Betrag reduziert, der 24 Prozent der 
Marktüberschüsse aus dem Vorjahr entspricht (DEHSt). 

Nettoäquivalenzeinkommen 

Äquivalenzeinkommen meint das Einkommen, das jedem Mitglied eines Haushalts, wenn es 
erwachsen wäre und alleine leben würde, den gleichen (äquivalenten) Lebensstandard 
ermöglichen würde, wie es ihn innerhalb der Haushaltsgemeinschaft hat. 

Treibhausgaspotential 

Das Treibhausgaspotential angegeben als CO₂-Äquivalente („carbon dioxide equivalent, CO₂e) 
ist eine Masseinheit zur Vereinheitlichung der Klimawirkung der unterschiedlichen 
Treibhausgase. Die Bemessungsgrundlage von CO₂-Äquivalente (Emissionsfaktoren) 
berücksichtigt sowohl die Klimawirksamkeit der emittierten Treibhausgase, als auch ihre 
Kumulation über die Zeit und damit die Wirksamkeitsdauer in der Atmosphäre.  
In den Emissionsfaktoren für die einzelnen fossilen Energieträger, wie Erdgas, Erdöl oder 
Kohle kommt dies und damit ihre Klimaschädlichkeit zum Ausdruck. Sie berücksichtigen in der 
Regel auch die sog. Vorketten, also auch die unterschiedlichen Verluste bei der Gewinnung 
oder dem Transport. Wenn neuere Erkenntnisse hierüber zu einzelnen Energieträgern 
vorliegen, ändern sich die Emissionsfaktoren und damit können auch Energiesteuersätze 
jeder Zeit entsprechend angepasst werden.  

Wasserbetteffekt 

Der sogenannte Wasserbetteffekt bezeichnet die Wirkung zusätzlicher Klimaschutz-
maßnahmen zum ETS, wie etwa die Förderung von Erneuerbaren Energien, Stromspar-
maßnahmen oder der politische Beschluss zur vorzeitigen Stilllegung von fossilen Kraft-
werken. Dadurch freiwerdende ETS-Zertifikate wurden dadurch keineswegs gelöscht, 
sondern lediglich anderen Emittenten übertragen. Das Ergebnis: Ein enormer Überschuss an 
Zertifikaten und infolgedessen auch ein viel zu niedriger Preis. 
 
  

https://www.researchgate.net/publication/327499244_Ressourcenpolitische_Innovationen_in_den_EU_Mitgliedsstaaten_Inspirationen_fur_Deutschland
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.534227.de/diwkompakt_2016-111.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.592920.de/18-26-3.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.620375.de/19-18-4.pdf
https://www.dehst.de/DE/Emissionshandel-verstehen/Weiterentwicklung/Ueberschuesse-MSR/ueberschuesse-msr-node.html
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9 Anhang (Datengrundlagen, Annahmen) 

 
Tabelle 4 Der durchschnittliche Haushalt in Deutschland (aus co2abgabe 2019) 

Haushalt besteht aus 2,01 Personen. 

Wohnen sie wohnen im selbstgenutzten Eigentum, wie 52,7 Prozent der 2-Personen-Haushalte 
in Deutschland [destatis 2014], die zentral mit Erdgas beheizt werden, bei einer Fläche 
von 92,9m2 [destatis 2017], S. 162]. 

Alter 44,3 Jahre (Median). Die größte Altersklasse bilden mit 29,8 Prozent die Deutschen 
zwischen 40 und 60 Jahren. [destatis 2017, S. 32]. 

Erwerbstätigkeit  ist in der Mehrheit berufstätig und sozialversicherungspflichtig. 

Einkommen verfügt über ein Haushaltsnettoeinkommen von 3.276 Euro pro Monat. 

Energieverbrauch beträgt 3.216 kWh Strom [Strom_destatis.de], 12.477 kWh Raumwärme und 1.129 Liter 
Kraftstoff.  

Energiekosten betragen 3.350 Euro pro Jahr (Strom 29,5 Ct/kWh, Erdgas 6,08 Ct/kWh [destatis 

2018], Benzin 1,45 Euro pro Liter [MWV 2018]) 

Motorisierung besitzt einen PKW und fährt 14.842 km pro Jahr bei einem Durchschnittsverbrauch von 
7,6 Liter Benzin auf 100 km. 

Auswirkung der 
CO2-Abgabe bei 
40 Euro/Tonne 

CO2e im Jahr 

Der deutsche Durchschnittshaushalt zahlt 66,81 Euro mehr für Wärme, 110,56 Euro 
mehr für Kraftstoffe und wird um 289,52 Euro bei den Stromkosten entlastet. 
Insgesamt wird der deutsche Durchschnittshaushalt damit um 112,14 Euro pro Haushalt 

bzw. um 56,07 Euro pro Person und Jahr entlastet. 

 
 
 

Tabelle 5 Spezifische Kostenänderungen CO2 Abgabe zur Gegenfinanzierung der EEG- und der KWK-G-

Umlage, sowie der Stromsteuer und Energiesteuer auf fossile Heizstoffe (Erdgas) bei 40 Euro 

pro Tonne CO2e.. 

 Strom 
Wärme 
(Erdgas) 

MIV 
(Verbrenner) Flugzeug 

 Euro / kWh 
Euro / 
kWh Euro / kWh 

Euro / 
kWh 

Strombörsenpreis 0,011    
KWKG -0,003    
Stromsteuer -0,021    
EEG -0,063    
Summe -0,076 0,005 0,012 0,022 

Summe mit Umsatzsteuer -0,090 0,005 0,015 0,026 

 
 
Tabelle 6 Spezifische Kostenänderungen CO2 Abgabe zur Gegenfinanzierung der KWK-G Umlage, sowie 

der Stromsteuer und Energiesteuer auf fossile Heizstoffe (Erdgas) bei 40 Euro pro Tonne CO2e.                   

 Strom 
Wärme 
(Erdgas) 

MIV 
(Verbrenner) Flugzeug 

 Euro / kWh 
Euro / 
kWh Euro / kWh 

Euro / 
kWh 

Steigerung Strombörsenpreis 0,011    
KWKG -0,280    
Stromsteuer -0,020    
EEG-Umlage     
Summe -0,014 0,005 0,012 0,022 

Summe mit Umsatzsteuer -0,017 0,005 0,015 0,026 

 
 

https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/01/Wirkungen_CO2_Abgabekonzept_2019_01_24.pdf
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/EinkommenKonsumLebensbedingungen/Wohnen/Tabellen/TabellenHaushaltsstruktur.html;jsessionid=8C9930A2A4E26E6DA3BFE84C86B9D2AF.InternetLive1
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/StatistischesJahrbuch/StatistischesJahrbuch2017.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/StatistischesJahrbuch/StatistischesJahrbuch2017.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Umwelt/MaterialEnergiefluesse/Tabellen/StromverbrauchHaushalte.html
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Preise/Energiepreise/Energiepreisentwicklung.html
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Preise/Energiepreise/Energiepreisentwicklung.html
https://www.mwv.de/statistiken/verbraucherpreise/
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Tabelle 7 Dezilspezifische Einkommens- und Energieverbrauchswerte (2013, kWh pro Person und Jahr) 

nach Held 2018, Tabelle 145, S.396 aus der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 

vom Statistischen Bundesamt aus dem Jahr 2013. Die aggregierten Daten enthalten jeweils die 

Mittelwerte der Energieverbräuche (Haushaltsstrom, Wärme, motorisierter Individualverkehr 

und Flugverkehr) nach dem Nettoäquivalenzeinkommen eingeteilt in Dezilen (jeweils ein Dezil 

enthält rechnerisch 10 Prozent der Stichproben). 

 
Nettoäquivalenzeinkommen 
in Dezilen (Mittelwerte) 

Haushaltsstrom  Wärme  MIV 
(Verbrenner) 

Flugzeug Gesamt  

 
kWh kWh kWh kWh kWh 

9.458 Euro 1089 4534 1353 687 7663 

13.444 Euro 1102 5007 2202 795 9106 

16.520 Euro 1178 5466 2839 928 10411 

19.319 Euro 1201 5778 3289 1098 11367 

21.991 Euro 1266 5846 3776 965 11854 

24.772 Euro 1256 6642 3992 1133 13022 

28.030 Euro 1323 6317 4337 1238 13215 

32.104 Euro 1341 6927 4641 1762 14671 

38.351 Euro 1383 7213 5119 2762 16478 

58.509 Euro 1630 8652 5876 4894 21053 

Durchschnitt 1277 6238 3742 1626 12884 

 
Tabelle 8 Berechnung impliziter Steuern fossiler Energieträger und unterschiedlicher Formen der 

Stromerzeugung 

 
  

Implizite CO2 Steuern & Umlagen ohne Privilegien Steuer CO2Äq CO2Äq

€/kWh g/kWh Elektrischer Wirkungsgrad€/Tonne CO2Äq

Windenergie onshore 1900

Strom  (Strom steuer, EEG -Um lage & KW K -G -Um lage)Photovoltaik 0,0919 49 49 1874

Braunkohle-rheinisch 0,0919 422 39% 1082 85

Steinkohle 0,0919 410,6 41% 1001 92

Erdgas GuD 0,0919 245 60% 408 225

Heizöl 0,00614 320 320 19

Wärm e (Energiesteuer) Erdgas 0,0055 250 250 22

Benzin 0,05696 311,1 311,1 183

Diesel 0,03983 313,3 313,3 127

Treibstoffe (Energiesteuer) Erdgas 0,0139 278 278 50

http://www.ub.uni-heidelberg.de/archiv/25200
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